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READER ZUM „GESETZ ZUR NEUBESTIMMUNG DES BLEIBERECHTS UND DER AUFENTHALTSBEENDIGUNG 



IStand 03/20151 



Die Verlierer der Großen Koalition sind immer 
die Flüchtlinge und Migrantjnnen! ="n /2 »u 



ist uns allen noch im Gedächtnis, wie am 
Lül9. September 2014 das Gesetz zur Neu- 
bestimmung der Balkanstaaten Serbien, Bosni- 
en-Herzegowina und Mazedonien als sog. 'sichere 
Herkunftsstaaten' den Bundesrat passierte und es 
damit zu einer weiteren Einschränkung des Rechts 
auf Asyl kam. Rund um dieses Gesetz kam es schon 
zu erheblichen Protesten. 

Dieses Gesetz ist jedoch nur der Auftakt: Die 
Große Koalition forciert derzeit weitere Verschär- 
fungen und die Einführung neuer repressiver 
Maßnahmen im Bereich Asyl- und Migrationspo- 
litik. 



Abschiebehaft abgebaut. Sollte dieser Entwurf als 
Gesetz umgesetzt werden, so würde eine bisher 
ungekannte Kriminalisierung von Flucht ermög- 
licht! „Ungarische Verhältnisse", d.h. die regel- 
mäßige Inhaftierung von Asylsuchenden während 
ihres Verfahrens, würden gesetzlich verankert und 
die im jahrelangen Kampf gegen Abschiebehaft er- 
zielten Erfolge somit zunichte gemacht. 

Außerdem forciert der Gesetzesentwurf wesent- 
liche Verschärfungen im Ausweisungsrecht sowie 
eine folgenreiche Ausweitung von Einreise- und 



beitssuche sowie die Verhängung von Wiederein- 
reiseverboten vor. fiBim 



jeder einmal nicht davor zurück, EU-Recht zu 



rechen - im Bewusstsein, dass eine Entscheidung 



Wenn alle Gesetze durchkommen, handelt^ttrag als 'offensichtlich unbegründet' abgelehnt 



es sich um die gravierendsten Verschlechterun- 



en der Rechte und der Lebensbedingungen für 



Asvlsuchende und Migrant innen in Deutschland^Breisesperre für Deutschland belegt werden. 



"urde oder die nicht innerhalb der gesetzten 



usreisefrist ausgereist ist, soll mit einer Ein- 



sraiH'L'Kd Dies könnte viele Erfolge der Kämpfe 
der letzten Jahre auf einen Schlag zunichte 
machen. 

Es ist also höchste Zeit für einen 
lauten und breiten Protest! 

Die Regierung plant mehrere Gesetzesvorha- 
ben, von denen jedes für sich massive Verschär- 
fungen und einschneidende Eingriffe vornehmen 
will. Im Gesamtbild stellen sie eine dramatische 
Verschlechterung verschiedener Bereiche des 
Asyl- und Migrationsgeschehens dar. 



erfide ist die Tatsache, dass Verbesserungen für 



eine Gruppe durch drastische Einschnitte für eine 



andere Gruppe aufgewogen werden. 



So werden 

Personengruppen gegeneinander ausgespielt, um 
den erwarteten Protest zu zersplittern: Verbes- 
serungen für die im Rahmen eines Kontingents 
aufgenommenen Flüchtlinge sollen zu erheblichen 
Verschlechterungen bei denjenigen führen, die 
ihre Reise selbst organisieren oder entgegen dem 
Dublin-Regime nach Deutschland Weiterreisen. 
Menschen mit Duldungsstatus, die hier schon lan- 
ge leben und wirtschaftlich integriert sind, sollen 
gegen neu eintreffenden Flüchtlinge ausgespielt 
werden. 

Welche Konsequenzen haben die 
Gesetzesvorhaben konkret? 

Als massivsten Einschnitt sehen wir die in ei- 
nem Referentenentwurf des Innenministeriums 
angekündigte drastische Ausweitung der Ab- 
schiebehaft. Der Gesetzesentwurf erweitert die 
Haftmöglichkeiten bei Flüchtlingen immens:EH 



Begriff der 'Fluchtgefahr' wird hierin um zahlrei- 



che schwammige Merkmale erweitert, die auf die 



Mehrzahl der flüchtenden Menschen zutreffen, 



wodurch eine vorsorgliche, umfassende Inhaftie- 



rung von Asvlsuchenden legitimiert wird. 



Gleich- 
zeitig werden rechtsstaatliche Garantien gegen die 



Soll- 
te die betroffene Person mit einer Duldung in 
Deutschland bleiben können, wäre sie von der neu 
zu schaffenden, stichtagsunabhängigen Bleibe- 
rechtsregelung (s.u.) ausgeschlossen. Antragstel- 
ler_innen aus Staaten, die keine Visumspflicht für 
den Schengen-Raum haben, würden dadurch ihre 
europäische Reisefreiheit verlieren. Dabei hat das 
Ministerium v.a. Asylantragsteller_innen aus den 
neuerdings als 'sicher' definierten ost-europäi- 
schen Herkunftsstaaten im Blick, die ein für alle- 
mal draußen bleiben sollen. 

Als 'offensichtlich unbegründet' abgelehnte 
Asylanträge und Folgeanträge/Zweitanträge (nach 
erfolgloser Durchführung eines Erstverfahrens in 
einem anderen EU-Land) sollen in Zukunft zu der 
gesetzlichen Vermutung führen, die Einreise sei 
zum Zweck des Bezuges öffentlicher Leistungen 
erfolgt, i 



Diese gesetzliche Vermutung führt wiede 



rum zu Leistungsausschluss nach dem AsvlbLG und 



rbeitsverbot nach der Beschäftigungsverordnuni 



Die durch das Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichts notwendig gewordene Novelle des Asyl- 
bewerberleistungsgesetzes (AsylbLG), die bereits 
dem Bundestag vorliegt, behält einen repressiven 
Charakter bei. So sollen etwa Personen, denen un- 
terstellt wird, sie seien „zum Zwecke des Bezugs 
von öffentlichen Leistungen" eingereist oder wirk- 
ten bei ihrer Abschiebung nicht mit, weiterhin 
vom Anspruch auf Leistungen ausscheiden. ISflB 



des EuGH in Luxemburg einige Jahre dauert und 



damit erst zu erwarten ist, wenn die jetzige Re- 



SBSEEEBiBBHiBiBKiHBBS Hinzu kommen 
verschärfte Überwachung und Kontrolle sowie die 
Kriminalisierung unrichtiger oder unvollständiger 
Angaben, die dann wiederum zur Verhängung ei- 
nes Wiedereinreiseverbots dienen kann. 



Nun werden all diese Verschärfungen begleitet 
durch Verbesserungen für einzelne Personengrup- 
pen. So setzt das neue, stichtagsunabhängige Blei- 
berecht lediglich die schon seit 2005 bestehende 
Absicht um, endlich den Status der langjährig 
Geduldeten zu normalisieren. fSERBSiCRWiffSBCT 



relang mit einer Duldung in der Bundesrepublik 



eben, können unter bestimmten Voraussetzungen 



einen regulären Aufenthalt bekommen, auch wenn 



MBBS lEE BBiBMEB Die hohe Anzahl 
an Geduldeten in Deutschland ist ein hausgemach- 
tes Problem, das viele politische Fehlentschei- 
dungen zur Ursache hat, bspw. den massenhaften 
Asylwiderruf gegen irakische Flüchtlinge und den 
Gesetzeskompromiss zwischen SPD und CDU aus 
dem Jahr 2005. 

Der Gesetzesentwurf schließt jedoch gleichzei- 
tig eine Vielzahl von Menschen von vornherein aus 
der Bleiberechtsregelung aus, beispielsweise durch 
die bereits genannte Ausweitung von Einreise- und 
Aufenthaltsverboten. Außerdem versperren hohe 
Hürden, wie z.B. der Ausschluss wegen geringfügi- 
ger strafrechtlicher Verurteilungen, weiterhin für 
viele den Weg in einen gesicherten Aufenthalt. 

Im luftleeren Raum betrachtet lassen sich ein- 
zelne Verbesserungen natürlich begrüßen. Tat- 
sächlich bedeuten sie lediglich eine Anpassung 
der Migrationspolitik an die Einwanderungsreali- 
tät Deutschlands. Zumeist werden nur die Folgen 
falscher politischer Entscheidungen aus den ver- 
gangenen Jahren für die Zukunft beseitigt. [ 



samtkontext des Gesetzesentwurfs betrachtet wird 



die Einführung einer Bleiberegelung für langi äh- 



rig Geduldete mit massiven Einschränkungen der 



egen der durch den Spruch des BVerfG qeweck-^HRechte von neu einreisenden Flüchtlingen erkauft. 



en Hoffnungen auf ersatzlose Abschaffung des 



E 



sylbLG, wird das Sondergesetz beibehalten und 



eiter repressiv gewendet, was zur abermaligen 



Prekansierung der Lebensumstände vieler Flücht- 



mge führt. 



Die Planungen zu den Einschränkungen der 
EU-Freizügigkeit sind weit fortgeschritten und 
der Gesetzesentwurf wird bereits im Bundestag 
und Bundesrat debattiert. Das Gesetz sieht eine 
Beschränkung des Rechts auf Aufenthalt zur Ar- 



Ein solcher Kuhhandel mit den Rechten von Men- 
schen ist an Zynismus kaum zu überbieten: Selbst 
eine noch so großzügige Bleiberegelung für lang- 
jährig geduldete Flüchtlinge könnte die geplanten 
Repressionen für neu eintreffende Geflohene nie- 
mals rechtfertigen! 

Es gibt noch Möglichkeiten, diese Gesetze zu 
verhindern, solange wir jetzt aktiv werden! 



|Stand 03/2015| 
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Flucht ist kein Verbrechen - neuen Gesetzent- 
wurf stoppen! AG FLUCHT IST KEIN VERBRECHEN BREMEN 11/2014 



me rassistischen Zustände spitzen sich 
zu. Während es seit Jahren selbstor- 
ganisierte Kämpfe von Geflüchteten und 
Unterstützerinnen gibt, formieren sich in 
verschiedenen Städten rassistische Bürger- 
initiativen. Angriffe auf Unterkünfte von 
Geflüchteten nehmen zu. In der öffentlichen 
Debatte wird ein „Flüchtlingsproblem" her- 
aufbeschworen. Das Bundesinnenministeri- 
um trägt seinen Teil dazu bei und will nun die 
rechte Hetze in Gesetzesform gießen. In den 
nächsten vier Wochen soll die gravierendste 
Verschärfung des Asyl- und Aufenthaltsge- 
setzes seit der Abschaffung des Grundrechts 
auf Asyl Anfang der 90er Jahre verabschiedet 
werden. Und kaum jemand spricht darüber! 

Durch die geplanten Gesetzesänderungen 
werden Menschen ohne deutschen Pass wei- 
ter kriminalisiert und stigmatisiert. MfcMflSHB 



kürliche, schon in der heutigen Praxis fest! 



verankerte Unterscheidung zwischen legiti- 



men und illegitimen Fluchtgründen soll aus- 



E BSEEBBBg Konkrete solidarische Hilfe 
würde nahezu unmöglich gemacht. Für die 
Betroffenen hieße das: Massenhafte Inhaf- 
tierungen, Ausweitung von Arbeitsverboten 
und Leistungskürzungen sowie ausweglose 
Kettenduldungen anstatt eines dauerhaften 
Bleiberechts. 

Noch ist es möglich, dass eine breite Be- 
wegung das rassistische Vorhaben zu Fall 
bringen kann. Am 4. Dezember soll das Ge- 
setz vom Kabinett verabschiedet werden; 
Anfang Februar 2015 soll es vom Bundestag 
beschlossen werden. Wir wollen mit diesem 
Aufruf die fatalen Konsequenzen dieses Ge- 
setzesentwurfs bekannt machen und rufen 
zu einem breiten Widerstand auf. Werdet 
jetzt aktiv! 

Das sind die schwerwiegendsten 
Auswirkungen 

1. Kriminalisierung und Massen-Inhaf- 
tierung von Asylsuchenden 

Das geplante Gesetz soll definieren, was 
eine „erhebliche Fluchtgefahr" ist. Dabei wird 
diese sehr breit definiert. Im Ergebnis fallen 
dann alle Personen darunter, die auf ihrem 
Weg in die BRD in einem anderen EU-Staat 
offiziell registriert wurden. Da es fast nicht 
möglich ist, in die BRD zu flüchten, ohne ei- 
nen anderen EU Staat zu durchqueren, trifft 
dies derzeit auf 2/3 aller Asylsuchenden zu. 
Zusammen genommen mit den bisherigen 
Haftgründen, können de facto alle Geflüch- 
teten inhaftiert werden. Mit dem Gesetzes- 



vorhaben wird Flucht zu einem Verbrechen 
gemacht und Inhaftierung zur Regel. 

2. Generelle Unterstellung des Sozialhil- 
febetrugs für abgelehnte Asylsuchende 

Nach dem Gesetzesentwurf wird Geflüch- 
teten, deren Asylanträge als „offensichtlich 
unbegründet", „unbeachtlich" oder „unzu- 
lässig" abgelehnt wurden, pauschal Sozi- 
alhilf ebetrug vorgeworfen. Dabei wird ein 
Asylantrag beispielsweise schon dann als „of- 
fensichtlich unbegründet" abgelehnt, wenn 
er nicht fristgerecht gestellt wurde. Welche 
Personengruppen aus welchen Staaten im 
Asylverfahren anerkannt werden und welche 
nicht, unterliegt ohnehin weitgehend poli- 
tischen Entscheidungen. Das wurde zuletzt 
mehr als deutlich bei der Vorgabe des BMI, 
die Asylanträge aus Serbien, Mazedonien und 
Bosnien-Herzegowina, den neuen „sicheren" 
Herkunftsstaaten, generell abzulehnen. Dies 
geschah, obwohl eine Verfolgung von Roma 
in Südosteuropa erwiesen ist. Hier setzt das 
Ministerium fest, wer erwünscht ist und wer 
nicht. Dabei muss klar sein: Ein abgelehnter 
Asylantrag bedeutet nicht, dass die Betroffe- 
nen gefahrlos in ihre Heimatländer zurück- 
kehren können. EBMÜBiEBEEESI^^ ffl 



antraqs bedeutet lediqlich, dass der deutsche 



Staat die Fluchtqründe der Betroffenen nicht 



EGBHSEB Mit ^ er Unterstellung des Sozial- 
leistungsbetrugs rechtfertigt das BMI weitere 
Beschränkungen. So sollen Arbeits verböte, 
Leistungskürzungen, Einreise- und Aufent- 
haltsverbote damit einhergehen. 

3. Mehr Kettenduldung - weniger Blei- 
berecht 



Eine Duldunq ist kein Aufenthaltsstatus. 



Sie verschließt den Zuqanq zu qrundleqen- 



den Menschenrechten wie Arbeit und norma- 



BMUSBSEEBj^SBSHSEGE I Außerdem müs- 
sen die Betroffenen dauerhaft in der Angst 
leben, bald abgeschoben zu werden. Das be- 
trifft Personen, die keinen Pass haben oder 
bei denen eine Abschiebung nach Ablehnung 
ihres Asylantrages faktisch nicht möglich 
ist, etwa weil sie unter einer schweren Er- 
krankung leiden und dies von deutschen 
Gerichten anerkannt wurde. Bisherige Mög- 
lichkeiten, nach einer gewissen Zeit einen 
Aufenthaltsstatus zu erwerben, entfallen. 



Diese Personen würden auch nicht von der 



Menschen wieder langfristig in der Duldung 
gefangen gehalten. 

4. Bei der Ausweisung: Menschenrechte 
werden zum Privatinteresse degradiert 

Der Gesetzentwurf ist Ausdruck eines gra- 
vierenden Rechtsrucks auch in der Debat- 
te um Menschen ohne deutschen Pass und 
macht einmal mehr deutlich, dass vor dem 
Gesetz in der BRD eben nicht alle gleich sind. 
Schon jetzt werden Menschen ohne deut- 
schen Pass juristisch doppelt bestraft: Neben 
den für alle geltenden strafrechtlichen Maß- 
nahmen droht ihnen zusätzlich die Auswei- 
sung. Bei der Frage ob Menschen nach einer 
Verurteilung abgeschoben werden, | 



führt das 



BMI die Abschiebunq stets als das „öffent- 



iche Interesse" an, während das Verbleiben 



der Betroffenen in Deutschland zum „Pri- 



BsEEHSBgMIBHiEBHBilSBjl Damit setzt 
das BMI zum einen voraus, dass die deutsche 
Öffentlichkeit kein anderes Interesse hat als 
möglichst viele Personen auszuweisen und 
rückt eine rassistische Haltung als „öffent- 
liches Interesse" in die Mitte der Gesell- 
schaft. Zum anderen werden völkerrechtlich 
geschützte Menschenrechte wie der Schutz 
der Familie, sozialer Bindungen oder die kör- 
perliche Unversehrtheit zum Privatinteresse 
degradiert. Der Schutz dieser grundlegenden 
Rechte muss von öffentlichem Interesse sein 
und verteidigt werden! 

Flucht ist und bleibt kein Verbrechen! 

Mit den geplanten Änderungen werden die 
wenigen Lücken und Freiräume des Asyl und 
Aufenthaltsrechtes weiter geschlossen, j 



rend die EU sich nach außen militärisch im- 



mer weiter abschottet, soll nun auch die Ab- 



schottunq nach innen perfektioniert werden. 



Bestehende Möglichkeiten der Solidarität in 
Form von Kirchenasyl, rechtlicher Beratung 
und konkreter Unterstützung sowie selbstor- 
ganisierte Kämpfe werden fast unmöglich, 
wenn Betroffene sofort inhaftiert werden. 

Der Gesetzentwurf soll in den nächsten 
Wochen beschlossen werden. Deswegen for- 
dern wir Alle auf, breiten und vielfältigen 
Widerstand gegen die geplanten Änderungen 
des Asyl- und Aufenthaltsrechts zu organi- 
sieren. 



Mit den Plänen des BMI werden geduldete 
Personen, selbst wenn sie langfristig in der 
BRD leben, dauerhaft entrechtet. Durch die 
Erweiterung des Aufenthaltsverbotes werden 
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#nopegida muss mehr heißen 

als ,Refugees Welcome"! 02/2015 



Ttyi mer noc ^ 9 e ^ en Montag für Montag 
AlLLkleinere und größere Gruppen von 
Pegida-Anhänger_innen in Deutschland auf 
die Straße, um gegen Migrant_innen und 
den Islam zu hetzen. Gleichzeitig haben sich 
vielerorts breite Bündnisse aus antirassisti- 
schen, antifaschistischen und bürgerlichen 
Gruppen gegen die lokalen Pegida-Ableger 
gegründet. Diese Mobilisierungen dürfen 
nicht kleingeredet werden: 



ährend in den 



90ern der rassistische Mob viel zu oft unwi- 



dersorochen hetzen und anareifen konnte. 



finden sich heute viele üolitische Laaer in 



der Ablehnunq aeaen die rassistischen Auß- 



erunqen Peaidas vereint. 



Blockaden, große 
Kundgebungen und mediales Echo sind Zei- 
chen dieses sanften gesellschaftlichen Wan- 
dels seit den 90ern. 

Doch sind neben der ablehnenden Einig- 
keit gegenüber Pegida, vielerorts nur wenige 
konkrete Forderungen und Inhalte erkenn- 
bar. Immer wieder sind Rufe nach „Will- 
kommenskultur", Toleranz, Demokratie und 
Vielfalt zu hören, doch was genau unter 
diesen Schlagworten zu verstehen ist, bleibt 
völlig unklar. Die erfolgreiche antirassisti- 
sche 



#nopeqida-Mobilisierunq funktioniert 



wohl vor allem über die qemeinsame Ab- 



lehnunq der Peqida, konkrete Forderunqen, 



die an den Lebensalltaq von Miqrant innen 



in Deutschland anschließen, bleiben im Hin- 



terqrund. 



Anhänger_innen von #nopegida finden 
sich nicht nur in zivilgesellschaftlichen Grup- 
pen, sondern auch in der offiziellen Politik. 
Heute bedienen sich fast alle Parteien sämt- 
licher politischen Lager einer Pegida-ableh- 
nenden und geflüchtetenfreundlichen Rheto- 
rik. Doch auch wenn die Politikerinnen die 
Pegida-Organisationen ablehnen, so drängen 
doch viele darauf, die Pegida-Inhalte nicht 
vollends von sich zu weisen, denn hier gin- 
ge es letztlich ja um berechtigte Sorgen der 
Bevölkerung 7 . Mit dem Rückgang der Pegida- 
Demonstrationen verschwinden also nicht 
deren rassistischen Parolen aus der Politik. 

Vielmehr werden diese durch Gesetze ge- 
stützt und ihre inhaltliche Umsetzung weiter 
vorangetrieben. Denn auch wenn sich Politik 
und Gesellschaft in nichts einiger sind, als 
in der Ablehung von Pegida, so ist eins klar: 



Neue üolitische Vorhaben qanz im Sinne von 



Peqida sind schon vor deren Auftreten au 



den Weq qebracht worden. 



Krassestes Beispiel dieser Doppelmoral von 
geflüchtetenfreundlicher Rhetorik auf der 



einen und tödlicher Abschottungs- und Aus- 
grenzungspolitik auf der anderen Seite sind 
die neuen Regelungen zu den so genannten 
Sicheren Drittstaaten, welche auch mit Stim- 
men der Grünen verabschiedet wurden. Ganz 
zu schweigen, von den schon seit Jahrzehn- 
ten bestehenden rassistischen Sondergeset- 
zen, wie dem Asylbewerberleistungsgesetz 
oder den Dublin-Verordnungen. 

2015 soll darüber hinaus ein ganzes Pa- 
ket an Gesetzesverschärfungen durchgesetzt 
werden, die sich durchaus mit denen aus den 
90ern vergleichen lassen: Im Dezember 2014 
hat das Bundeskabinett den Gesetzentwurf 
„zur Neubestimmung des Bleiberechts und 
der Aufenthaltsbeendigung" verabschiedet. 
Durch den Gesetzesentwurf werden die Grün- 
de für eine Inhaftierung zur Abschiebung 
massiv ausgeweitet und so weit gefasst, dass 
große Personengruppen betroffen sein wer- 
den. Mit Einreise- und Aufenthaltsverboten 
soll sichergestellt werden, dass die von ei- 
nem solchen Verbot betroffenen Menschen 
keine Möglichkeit zur legalen Wiedereinrei- 
se mehr haben und zukünftig auch keinen 
Aufenthaltstitel in Deutschland erlangen 
können. Bei abgelaufener Ausreisefrist darf 
künftig, zusätzlich zu den Ausweitungen im 
Bereich der Abschiebehaft, eine bis zu vier- 
tägige Ingewahrsamnahme „zur Sicherung 
der Durchführbarkeit der Abschiebung" rich- 
terlich angeordnet werden. 

Zusätzlich beschreibt der Neuentwurf 
auch einige kleine Verbesserungen. Jedoch 
rechtfertigen diese keinesfalls die damit ver- 
knüpften Ausweitungen von Haft, Repressi- 
on und Abschiebung. 



Im Geqenteil soll durch die qesetzliche 



erknüüfunq von Bleiberecht auf der einen 



Seite, und Haft sowie schnelle Abschiebunr 



auf der anderen Seite, der Protest geschwächt 



und die Bewequnq qesüalten werden. 



| Die Ge- 
flüchteten, die schon lange hier sind und 
auf Verbesserungen hoffen dürfen, werden 
ausgespielt gegen diejenigen, die noch ih- 
ren Weg nach Deutschland finden. Letztere 
werden zukünftig rigoros verfolgt und ihre 
Aussichten auf einen Verbleib in Deutschland 
werden zunichte gemacht. 

Die bundesdeutsche Öffentlichkeit, die 
sich derzeit betont sensibilisiert in Fragen 
der Toleranz und Demokratie äußert, ließ bis- 
her diese massiven Verschärfungen weitge- 
hend unkommentiert. Schlimmer noch: Viel 
zu oft wird die herrschende Unterscheidung 
zwischen denjenigen Geflüchteten, die ei- 



nen „berechtigten" Asylanspruch hätten und 
denjenigen, die aufgrund ihr vermeintlich 
illegitimen Anwesenheit schneller abgescho- 
ben werden müssten, unhinterfragt unter- 
stützt. Auch unter NoPegida-Anhänger_in- 
nen findet sich diese unkritische Haltung 
leider viel zu oft. 



Es steht daher zu befürchten, dass im Falle 



des formalen Verschwindens von Peqida, ihre 



rassistischen Inhalte von der Großen Koali- 



ion als berechtiqte Sorqen heranqezoqen 



erden, um die Verschärfungen zu leqitimie- 



| Das neue Gesetzespaket, von der Großen 
Koalition zynisch als „Bleiberechtspaket" be- 
titelt, soll schon in den nächsten Monaten 
verabschiedet werden. Deswegen muss sich 
die #nopegida-Bewegung fragen, wie sie ihre 
selbstgewählte Kompliz_innenschaft oder 
Anwält_innenschaft gegenüber den Opfern 
von Rassismus und Hass ausgestalten will. 

Es genügt nicht Pegida auf der Straße 
entgegenzutreten, genauso müssen auch 
rassistische Gesetze, die sich verheerend 
auf die Lebenssituation von Migrant_in- 
nen auswirken, kritisiert werden! 

Es ist Zeit zu handeln, gegen Pegida und 
gegen rassistische Politik in ihrem Sinne. Die 
Gesetzesverschärfungen müssen verhindert 
werden. Die #nopegida- Anliegen der Weltof- 
fenheit, „Willkommenskultur" & Toleranz 
und können nur wahr werden, wenn Frei- 
heit und Gleichheit für Alle gleichermaßen 
gelten. Die konsequenten Forderungen einer 
wirklichen antirassistischen Bewegung nicht 
nur gegen Pegida, sondern gegen den rassis- 
tischen Alltagszustand und die Gesetze, die 
ihn institutionalisieren, können daher nur 
sein: 

Bewegungsfreiheit und Bleiberecht für 
Alle! 
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3. Aufenthaltserlaubnis für die Dauer der Ausbildung/ Einschränkung des 
Beschäftigungsverbots 

Die Verbände unterstützen ebenso den Vorschlag, evtl. im Rahmen eines § 25 c die 
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis für Jugendliche oder Heranwachsende bis zum 
Abschluss des Schulbesuchs oder einer Ausbildung zu ermöglichen. Dies würde den 
gesetzlich neu eingeführten Zugang zu Ausbildung und Arbeitsmarkt für Geduldete 
und Asylsuchende nach 3 Monaten auch in der Praxis wirksam machen, der oft da- 
ran scheitert, dass mögliche Arbeitgeber die aufenthaltsrechtliche Unsicherheit 
scheuen. Ebenso unterstützen die Verbände die Forderung, zumindest jugendliche 
und heranwachsende Geduldete von dem in § 33 BeschV formulierten Beschäfti- 
gungsverbot auszunehmen, Die Verbände setzen sich darüber hinaus für eine gene- 
relle Streichung des § 33 BeschV ein. Personen, denen vorgeworfen wird, zum 
Zwecke des Sozialleistungsbezugs eingereist zu sein, wird ein Beschäftigungsverbot 
erteilt mit der Folge, allein auf Sozialleistungen angewiesen zu sein. Die Regelungen 
in § 33 BeschV, insbesondere § 33 Abs. 1 Satz 2 führt für viele Geduldete zum dau- 
erhaften Ausschluss vom Arbeitsmarkt und macht sie notwendigerweise abhängig 
von Sozialleistungen. 



SKA KELLER, MDEP, GRÜNE, 02/2015 



Ist das neue deutsche Bleibe- und Aufenthalts 
beendigungsrecht mit EU-Recht vereinbar? 



T\ Gesetzentwurf der Bundesregierung 
xJ Czum Bleibe- und Aufenthaltsrecht in 
Deutschland sieht im Grund eine Neuord- 
nung des Abschieberechts vor. Er erkauft 
einige Verbesserungen für geduldete Flücht- 
linge mit drastischen und inakzeptablen Ver- 
schärfungen insbesondere 

1. bei der Abschiebehaft für Dublin- 
Flüchtlinge und 2. bei der Verhängung 
von EU-weiten Wiedereinreisesperren für 
abgelehnte Asylsuchende. Das betrifft 
insbesondere auch Menschen aus siche- 
ren Herkunftsländern. 

Es bestehen vor allem beim ersten Punkt 
erhebliche Zweifel, dass der Gesetzentwurf 
mit EU-Recht vereinbar ist. 

1. Systematische Abschiebehaft 
für Dublin-Flüchtlinge 

Der Gesetzentwurf legt nahe, dass Dub- 
lin-Flüchtlinge künftig systematisch inhaf- 
tiert werden können. Der Entwurf regelt, 
dass Menschen, für deren Asylantrag im 
Rahmen der Dublin-Verordnung ein ande- 
rer EU-Mitgliedsstaat zuständig ist, künftig 
schon deshalb in Abschiebehaft genommen 
werden können, weil ein anderer Mitglied- 
staat für sie zuständig ist. Das ist mit EU- 
Recht nicht vereinbar. Wir Grüne haben ge- 
gen die Inhaftierung von Flüchtlingen immer 
scharf protestiert. Flüchtlinge haben häufig 
traumatisierende Erlebnisse hinter sich, so 
dass sie eine Inhaftierung mit besonderer 
Härte trifft. Für uns galt immer das Motto: 
Flucht ist kein Verbrechen! 

So sieht die geplante Neuregelung im Ein- 
zelnen aus: Im Aufenthaltsgesetz ist künftig 



definiert, wann Fluchtgefahr besteht und 
wann einE DrittstaatenangehörigeR dem- 
nach in Abschiebehaft genommen werden 
kann, um zu verhindern, dass er/sie unter- 
taucht. Die Bundesregierung reagiert damit 
auf ein Urteil des Bundesgerichtshofs vom 
23.7.2014, wonach Asylsuchende vorläufig 
nicht mehr in Abschiebehaft genommen 
werden dürfen, solange keine Kriterien für 
Fluchtgefahr festgelegt sind. Der Gerichtshof 
schob damit der gängigen Praxis der Bundes- 
polizei vorläufig einen Riegel vor. Sie hat- 
te Dublin-Flüchtlinge, also Schutzsuchende 
für die ein anderer Mitgliedstaat zuständig 
ist, ohne Rechtsgrundlage in Abschiebehaft 
genommen. Der Bundesgerichtshof verwies 
in seinem Urteil auf die seit 1. Januar 2014 
gültige Dublin-Verordnung, wonach die Mit- 
gliedstaaten Dublin-Flüchtlinge nur in Haft 
nehmen dürfen, wenn erhebliche Fluchtge- 
fahr besteht. Die Mitgliedstaaten müssen da- 
für Kriterien festlegen (Artikel 2 n) Dublin- 
V0). 

Im Gesetzentwurf werden nun sechs An- 
haltspunkte für Fluchtgefahr aufgelistet. 
Beispielsweise wird Fluchtgefahr unterstellt, 
wenn „der Ausländer [...] zu seiner uner- 
laubten Einreise erhebliche Geldbeträge für 
einen Schleuser aufgewandt" hat (§2, Absatz 
14). In der Begründung zum Gesetzentwurf 
wird darauf verwiesen, dass Drittstaatenan- 
gehörige „nicht selten einen Betrag zwischen 
3.000 und 20.000 Euro pro Person für eine 
Einschleusung in das Bundesgebiet" bezah- 
len. Das sei eine erhebliche Aufwendung, 
„die den Ausländer dazu motivieren kann, 
sich seiner Rückführung zu entziehen" (Sei- 
te 14 des Begründungsteils). ProAsyl nennt 
das völlig zu Recht „hanebüchen". Denn 



„Schutzsuchende haben oft keine andere 
Wahl, als teure Fluchthelfer zu engagieren, 
da ihnen legale Fluchtwege systematisch ver- 
sperrt werden." 



Noch weitaus qravierender ist ledoch, dass 



es der Gesetzentwurf erlaubt, Dublin-Flücht- 



mqe wieder systematisch zu inhaftieren. 



und zwar auch ohne dass Fluchtqefahr be- 



steht: §2 Aufenthaltsqesetz, Absatz 15 



Die in Absatz 14 genannten Anhaltspunk- 
te [für Fluchtgefahr] gelten entsprechend 
für die Annahme einer Fluchtgefahr im Sin- 
ne von Artikel 2 Buchstabe n der [Dublin-] 
Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europä- 
ischen Parlaments und des Rates vom 26. 
Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und 
Verfahren zur Bestimmung des Mitglied- 
staats, der für die Prüfung eines von einem 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in 
einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf 
internationalen Schutz zuständig ist (ABl. L 
180 vom 29.6.2013, S. 31). Ein entsprechen- 
der Anhaltspunkt kann auch gegeben sein, 
wenn der Ausländer einen Mitgliedstaat vor 
Abschluss eines dort laufenden Verfahrens 
zur Zuständigkeitsbestimmung oder zur 
Prüfung eines Antrags auf internationalen 
Schutz verlassen hat, und die Umstände der 
Feststellung im Bundesgebiet konkret darauf 
hindeuten, dass er den zuständigen Mitglied- 
staat in absehbarer Zeit nicht aufsuchen will 
[...]" 

Der Absatz besagt, dass Dublin-Flüchtlinge 
aus den folgenden beiden Gründen inhaftiert 
werden können: 

- weil Fluchtgefahr besteht ODER 

- weil der Flüchtling „einen Mitgliedstaat 
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vor Abschluss eines dort laufenden Verfah- 
rens zur Zuständigkeitsbestimmung oder zur 
Prüfung eines Antrags auf internationalen 
Schutz verlassen hat" 

Damit können praktisch alle Dub- 
lin-Flüchtlinge, also Schutzsuchende für 
die ein anderer Mitgliedstaat zuständig ist, 
in Abschiebehaft genommen werden - und 
zwar unabhängig davon ob die Kriterien für 
Fluchtgefahr erfüllt sind oder nicht. „Verfah- 
ren zur Zuständigkeitsbestimmung" meint 
dabei das Verfahren nach der Dublin-Ver- 
ordnung wonach geprüft wird, welcher Mit- 
gliedsstaat für ein Asylverfahren zuständig 
ist. „Prüfung eines Antrags auf internatio- 
nalen Schutz" meint die Prüfung auf Asyl- 
antrag durch den zuständigen Mitgliedstaat. 

Offenbar soll mit dem Gesetzentwurf die 
bisherige Praxis der Bundespolizei, Dub- 
lin-Flüchtlinge in Grenznähe systematisch 
zu inhaftieren, relegitimiert werden. 

Ist das mit EU-Recht vereinbar? 

Das EU-Recht unterscheidet systematisch 
zwischen der Inhaftierung von Drittstaaten- 
angehörigen, die nicht schutzbedüftig sind 
(abgelehnte Asylbewerberinnen, irreguläre 
Migrantinnen etc.) und der Inhaftierung von 
Schutzsuchenden. 



Für die Inhaftierunq von 



Schutzbedürftiqen qelten im Unionsrecht 



deutlich strenqere Reqeln als für andere 



Drittstaatenanqehöriqe. 



Die seit 1. Januar 2014 gültige Dub- 
lin-III-Verordnung schreibt vor, dass Dub- 
lin-Haft nur in wenigen, begrenzten Ausnah- 
mefällen möglich ist. Haft darf grundsätzlich 
nur nach einer genauen Prüfung des Einzel- 
falls, nur wenn sie verhältnismäßig ist und 
nur als letztes Mittel verhängt werden, wenn 
keine weniger gravierenden Maßnahmen, 
wie etwa regelmäßiges Erscheinen bei der 
zuständigen Behörde, wirkungsvoll sind. Vor 
allem aber schreibt die neue Dublin-Verord- 
nung klipp und klar vor, dass Dublin-Flücht- 
linge nur noch aus einem einzigen Grund 
inhaftiert werden dürfen: wenn „erhebliche 

m 



0 schließt soqar explizit aus, was der deut- 



sche Gesetzqeber ietzt festschreiben will: 



dass Schutzsuchende alleine deshalb inhaf- 



tiert werden, weil sie dem Dublin-Verfahren 



Artikel 28 der Dublin-III- Verordnung zur 
Haft: 

(1) Die Mitgliedstaaten nehmen eine Per- 
son nicht allein deshalb in Haft, weil sie dem 
durch diese Verordnung festgelegten Verfah- 
ren unterliegt. 

(2) Zwecks Sicherstellung von Überstel- 
lungsverfahren, dürfen die Mitgliedstaaten 



im Einklang mit dieser Verordnung, wenn 
eine erhebliche Fluchtgefahr besteht, nach 
einer Einzelfallprüfung die entsprechende 
Person in Haft nehmen und nur im Falle dass 
Haft verhältnismäßig ist und sich weniger 
einschneidende Maßnahmen nicht wirksam 
anwenden lassen. 

Die Bundesregierung argumentiert zwar, 
dass nur solche Dublin-Flüchtlinge in Ab- 
schiebehaft genommen werden, die nicht 
glaubhaft machen können, dass sie in den 
für sie zuständigen Mitgliedstaat zurückkeh- 
ren (etwa weil sie nicht auf dem Rückweg 
von einem Besuch bei Freunden sind; Seite 
15 der Begründungen). Dennoch geht der 
Gesetzentwurf weit über das erlaubte Maß 
hinaus. Es wird unterstellt, dass bei Dub- 
lin-Flüchtlingen praktisch immer „erhebliche 
Fluchtgefahr" besteht, auch wenn sie die 
Kriterien für Fluchtgefahr gar nicht erfüllen. 
Das wiederspricht dem Willen des europäi- 
schen Gesetzgebers. 



Der Gesetzentwurf ist deshalb in seiner 



ietziqen Fassunq nicht mit EU-Recht verein- 



Insbesondere §2 Aufenthaltsgesetz, Ab- 
satz 15, Satz 2 widerspricht dem geltenden 
Unionsrecht. 

2. Wiedereinreisesperren für 
abgelehnte Asylsuchende 

Abgelehnte Asylsuchende müssen künf- 
tig damit rechnen, dass sie mit einer Wie- 
dereinreisesperre von bis zu drei Jahren für 
die gesamte EU bestraft werden. Das betrifft 
insbesondere auch Menschen aus sogenann- 
ten „sicheren Herkunftsländern". Offenbar 
sollen dadurch Menschen aus dem Kosovo, 
aus Serbien und aus Bosnien-Herzegowina 
abgeschreckt werden, überhaupt einen Asyl- 
antrag in der Bundesrepublik zu stellen. Fak- 
tisch wird damit ihr Recht auf Asyl drastisch 
eingeschränkt. Die Erklärung der Westbalk- 
anländer zu sicheren Herkunftsländern hätte 
damit weitaus gravierendere Folgen als bis- 
her von einigen angenommen. 

Der Referentenentwurf regelt Paragraph 
11 des Aufenthaltsrechts in Teilen neu. Ent- 
scheidend für die Abschiebehaft für abge- 
lehnte Asylsuchende ist Absatz 7: 

(7) Gegen einen Ausländer, 

1. dessen Asylantrag nach § 29a Absatz 1 
des Asylverfahrensgesetzes bestandskräftig 
als offensichtlich unbegründet abgelehnt 
wurde, dem kein subsidiärer Schutz zuer- 
kannt wurde, das Vorliegen der Vorausset- 
zungen für ein Abschiebungsverbot nach § 
60 Absatz 5 oder 7 nicht festgestellt wurde 
und der keinen Aufenthaltstitel besitzt oder 



2. dessen Antrag nach § 71 oder § 71a des 
Asylverfahrensgesetzes bestandskräftig wie- 
derholt nicht zur Durchführung eines weite- 
ren Asylverfahrens geführt hat, 

kann das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge ein Einreise- und Aufenthalts- 
ver-bot anordnen. [...] Bei der ersten Anord- 
nung des Einreise- und Aufenthalts Verbots 
[...] soll die Frist 1 Jahr nicht überschreiten. 
Im Übrigen soll die Frist 3 Jahre nicht über- 
schreiten. 



Mit diesem Paragraphen werden abgelehn- 
te Schutzsuchende zu „Asylschmarotzern" 
erklärt. Es wird unterstellt, dass sie nur ei- 
nen Asylantrag gestellt haben, um Sozialleis- 
tungen zu beziehen, nicht aber, um Schutz 
vor Verfolgung zu suchen. Das geht klar aus 
den Erläuterungen zum Gesetzentwurf her- 
vor. Dort ist die Rede von einer „missbräuch- 
lichen Inanspruchnahme des Asylverfahrens" 
(Begründungsteil S. 20). Das betrifft insbe- 
sondere folgende Gruppen von abgelehnten 
Asylsuchenden: 

- Menschen, die aus sicheren Herkunfts- 
ländern einreisen. Ihre Anträge werden in 
aller Regel als „offensichtlich unbegründet" 
abgelehnt. 

- Menschen, deren Folgeantrag (zweiter 
Asylantrag) abgelehnt wurde sowie 

- Menschen, deren Asylantrag bereits in ei- 
nem anderen EU-Mitgliedsstaat, der Schweiz 
oder Norwegen abgelehnt wurde. 



Die Folgen für die Betroffenen wären nicht 
nur eine Ausweisung aus dem Bundesgebiet, 
sondern gegebenenfalls auch eine damit 
verbundene EU-weit gültige Wiedereinreise- 
sperre für bis zu einem Jahr; im Wieder- 
holungsfall kann das Wiedereinreiseverbot 
sogar auf bis zu 3 Jahre ausgeweitert wer- 
den (ebenfalls geregelt in Paragraph 11). 

UNHCR, Verbände und NGOs haben die Re- 
gelung scharf kritisiert und ihre Streichung 
gefordert. Vom Ergebnis des Asyl Verfahrens 
könne, so der UNHCR, nicht darauf geschlos- 
sen werden, „dass ein Antrag aus einem an- 
deren Grund gestellt worden ist als dem, dass 
der Antragsteller um Schutz nachsucht. Dies 
gilt umso mehr, wenn man bedenkt, wie viel- 
schichtig die Entscheidung im Asylverfahren 
ist und wie wenig Kenntnis die Betroffenen 
bei der Antragstellung in Bezug auf die sehr 
differenzierten Regelungen haben." 

Dass Schutzsuchende aus dem Westbalkan 
keineswegs „Asylschmarotzer" sind, sondern 
tatsächlich Schutz suchen, zeigen auch die 
Anerkennungsquoten aus anderen EU-Län- 
dern. Nach einem Bericht des Europäischen 
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Asyl-Unterstützungsbüros (EASO) erken- 
nen Italien und Großbritannien rund 30% 
der Asylsuchenden aus dem Westbalkan als 
schutzbedürftig an. Deutschland dagegen 
gehört zu den Mitgliedstaaten mit den ge- 
ringsten Anerkennungsquoten für Menschen 
aus dem westlichen Balkan. 

Faktisch schränkt die Regelung das Recht 
auf Asyl drastisch ein. Menschen aus siche- 
ren Herkunftsländern können zwar nach wie 
vor Schutz in Deutschland beantragen - aber 
nur, wenn sie dafür das Risiko eingehen, bei 
Ablehnung mit einem Einreiseverbot in die 
gesamte EU bestraft zu werden. Es ist of- 
fensichtlich, dass mit der Regelung eine ab- 
schreckende Wirkung erzielt werden soll. Die 
Erklärung der Westbalkanstaaten zu sicheren 
Herkunftsländern und die damit verbunde- 
nen Asylschnellverfahren waren nur der erste 
Schritt. Mit der Neuregelung im Aufenthalts- 
recht soll jetzt dafür gesorgt werden, dass 
Westbalkanstaatlerlnnen möglichst gar keine 
Asylanträge mehr in Deutschland stellen. 

Sind die Wiedereinreisesperren gegen 
abgelehnte Asylsuchende mit EU-Recht 
vereinbar? 



Im Gegensatz zu EU-Bürgerinnen genießen 
Drittstaatenangehörige nicht das Recht auf 
Freizügigkeit in der EU. Deshalb unterliegen 
Wiedereinreisesperren für Drittstaatenange- 
hörige im EU-Recht nicht so strengen Vor- 
aussetzungen wie Wiedereinreisesperren für 
EU-Bürgerinnen. 

Aufenthalts- und Einreiseverbote für 
abgelehnte Asylsuchende und irreguläre 
Migrantinnen sind in der EU-Rückführungs- 
richtlinie geregelt. Sie wurde bei Ihrer Ver- 
abschiedung 2008 zu Recht als „Richtlinie 
der Schande" bezeichnet, weil sie drastische 
Maßnahmen wie Einreisesperren von bis zu 
5 Jahren nicht nur erlaubt, sondern in eini- 
gen Fällen sogar ausdrücklich vorschreibt. [1] 
Die Richtlinie erlaubt auch die Ausweisung 
abgelehnter Asylsuchender. Sie lässt außer- 
dem ausdrücklich zu, dass Menschen, die 
einen „offensichtlich unbegründeten Antrag 
auf einen Aufenthaltstitel" (nicht auf Asyl!) 
gestellt haben sofort abgeschoben und mit 
einem Wiedereinreiseverbot belegt werden 
können. Generell setzt die Richtlinie den 
Mitgliedstaaten kaum Grenzen bei der Ver- 
hängung von Wiedereinreiseverboten. 

Wir Grüne haben die Rückführungsricht- 



linie immer scharf kritisiert. Dass die Bun- 
desregierung jetzt alle Möglichkeiten dieser 
Richtlinie der Schande ausschöpft, um Men- 
schen aus dem Westbalkan aus Deutschland 
fern zu halten, ist unsäglich. Der Gesetzent- 
wurf zielt darauf ab, Menschen aus sicheren 
Herkunftsländern dafür zu bestrafen, dass 
sie in Deutschland einen Asylantrag gestellt 
haben. Mit der Verhängung von Wiederein- 
reisesperren wird die Ausübung eines Grund- 
rechts sanktioniert und damit das Recht auf 
Asyl faktisch eingeschränkt. Das ist nicht 
akzeptabel. 

Zeitplan der Bundesregierung (inoffiziell 
und ohne Gewähr!) für das Gesetzgebungs- 
verfahren zum Bleiberecht und zur Aufent- 
haltsbeendigung: 



6.2.2015: Bundesrat, 1. Lesunq 6.3.2015: 



Bundestag, 1. Lesunq 24.4.2015: Bundesta 



2. Lesunq 12.6.2015: Bundesrat, 2. Durch- 



[1] Beispielsweise müssen Mitgliedstaaten gegen 
Drittstaatenangehörige, die nicht freiwillig aus- 
reisen oder die ohne Visum eingereist und dann 
untergetaucht sind, Einreiseverbote verhängen. 
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Das deutsche Asylsystem spaltet 
Flüchtlinge und Migrantinnen 

WOMEN IN EXILE AND FRIENDS 12/2014 



T 7^ r wenigen Wochen haben wir hier de- 
V \J monstriert weil der Bundesrat das Ge- 
setz, mit dem Serbien, Bosnien-Herzegowina 
und Mazedonien zu „sicheren Herkunftsstaa- 
ten" erklärt wurden, verabschiedet hat. 

Wir waren empört, dass auch Baden-Würt- 
temberg, eine Landesregierung, in der Bünd- 
nis 90/DIE GRÜNEN mitregiert, dem Gesetz 
zugestimmt haben. Getauscht wurde diese 
Zustimmung gegen ein paar Zugeständnis- 
se bei der Residenzpflicht und beim Zugang 
zum Arbeitsmarkt für Asylsuchende. 

Wir alle, Flüchtlinge und Menschen- 
rechtsaktivistinnen, haben dieses Feilschen 
um unsere Menschenrechte als menschen- 
verachtend abgelehnt. Und wir sind wütend 
darüber, dass auch bei der Verabschiedung 
der Novelle des Aslybewerberleistungsgetzes 
wieder gedealt wurde. 

Inzwischen sind die Gesetze, die es uns 
erlauben sollen früher zu arbeiten, in Kraft 
getreten: Wir dürfen jetzt theoretisch nach 
drei Monaten arbeiten, aber nur dann wenn 
niemand anderes, der schon eine Arbeitser- 
laubnis hat, den Job will. Eine allgemeine 
Arbeitserlaubnis ist das nicht, sondern oft 
genug, vor allem da wo es viele andere Ar- 
beitslose gibt, ein Arbeitsverbot. 

Wir wollen euch nicht mit Details lang- 
weilen, aber eines ist interessant: Auch den 
Arbeitgeberverbänden gehen diese Erleichte- 
rungen für die Arbeitsaufnahme nicht weit 
genug. Sie fordern, dass Asylbewerber nach 



sechs Monaten bei der Jobsuche gleichbe- 
rechtigt sein sollen, Geduldete sofort. Und 
abgelehnte Asylbewerber sollten vor einer 
Abschiebung in ein legales Einwanderungs- 
verfahren wechseln können, wenn es ein Jo- 
bangebot gibt. 



Haben wir ülötzlich Verbündete in der 



Wirtschaft? Nein, das Statement der Arbeit - 



eberverbände macht nur deutlich, worum es 



eiaentlich bei den neuen Reaelunaen, auch 



bei der letzt beschlossenen Bleiberechts- 



reqelunq aeht: Asvlsuchende werden nach 



Nützlichkeitskntenen sortiert: Türen auf für 



uaendliche und Hochqualifizierte, Grenzen 



dicht für alle anderen. 



Sogar auf das Asylanerkennungsverfah- 
ren haben die ökonomischen Interessen 
Deutschlands Einfluss: Für syrische Flücht- 
linge gibt es jetzt ein Schnellverfahren, das 
ihren Asylantrag als "offensichtlich begrün- 
det" annimmt. Das ist eine gute Regelung, 
aber warum gibt es sie nicht auch für Kriegs- 
flüchtlinge aus dem Tschad, dem Sudan oder 
aus dem Kongo? Ganz einfach: Ein hoher 
Anteil der syrischen Flüchtlinge hat eine 
akademische Ausbildung. Asylanträge von 
Roma-Flüchtlingen vom Balkan werden nun 
pauschal als "offensichtlich unbegründet" 
abgelehnt. Sie werden in ihren Herkunfts- 
ländern vom Bildungssystem ausgegrenzt, 
und bringen deshalb keine für die deutsche 
Wirtschaft attraktiven Qualifikationen mit. 

Asylsuchende Frauen haben in diesem 
unfairen Auswahlsystem schlechte Karten: 



DEMO- 
BEITRÄGE 



Denn sie haben in vielen Ländern der Welt 
wenig Zugang zu Bildung. 



Ihnen bleibt oft 



nur, sich als Mutter von deutschen Kindern 



nützlich zu machen. 



Ob Arbeitsverbote oder Integration, 
Flüchtlingsschutz oder Abschiebung, Ab- 
schiebehaft oder Bleiberecht. Das ganze 
deutsche Asylsystem spaltet Flüchtlinge und 
Migrantinnen: 

Wo früher alle Flüchtlinge und Migran- 
tinnen entrechtet waren, gibt es jetzt ein 
Aufenthalts- und Asylrecht, das nach hier- 
archischen Kategorien sortiert: „Nützliche" 
Migrantinnen, die integriert werden können, 
„richtige Flüchtlinge", die zumindest vorü- 
bergehend Schutz brauchen und vermeintli- 
che „Asylbetrügerinnen" werden in verschie- 
dene Schubladen sortiert. Gleichzeitig haben 
zahlreiche Entrechtungen und Sondergesetze 
für Asylsuchende auch das Ziel, sie von ande- 
ren Teilen der Zivilgesellschaft abzuspalten. 

Dem setzen wir transnationale Solidarität 
entgegen. 



Wir Flüchtlinqe lassen uns nicht spalten 



n nchtiqe und falsche Asvlsuchende, in er- 



wünschte und unerwünschte Asvlsuchende. 



lr haben alle ein Recht auf Schutz und au 



ein menschenwürdiqes Leben. 



Wir, Aktivistinnen und Aktivisten mit oder 
ohne Fluchthintergrund halten zusammen 
und bekämpfen diese rassistischen Gesetze 
zusammen. 



Noch einmal gut gegangen? 

BÜNDNIS GEGEN LAGER BERLIN/BRANDENBURG 12/2014 



A rY1 Mittwoch stellte Innenminister De 
Iii L L Maiziere den Gesetzesentwurf „zur 
Neubestimmung des Bleiberechts und der 
Aufenthaltsbeendigung" vor. Gegenüber den 
drakonischen Maximalpositionen des ersten 
Entwurfs vom April enthält der aktuelle Ge- 
setzestext eine Reihe von Entschärfungen. 
Das Bundesinnenministerium scheint zu- 
rückgerudert zu sein, die Bleiberechtsrege- 
lung entspricht wieder dem Beschluss des 
Bundesrats aus dem letzten Jahr. 

Es ist genauso gekommen, wie es eine 
Reihe von Kritikerinnen und Kritikern be- 
fürchtet hat. 



Das Publikum wurde mit einem 



Proiekt vorbereitet, das überall Schock und 



Entsetzen anqesichts des qeplanten qiqan- 



tischen Inhaftierunqsüroqramms auslöste. 



Dem qeqenüber erscheint die aktuelle Versi- 



on als weniqer schlimm - und damit leichter 



durchsetzbar. 



Die öffentliche Empörung am 
Mittwoch fiel verhalten aus. 

Ist also alles noch einmal gut gegangen? 
Kommt jetzt endlich die Stichtags- und alters- 
unabhängige Bleiberechtsregelung, die seit 
vielen Jahren gefordert wurde? Werden jetzt 
endlich die Kettenduldungen überwunden? 

Tatsächlich gibt es einige Entschärfun- 
gen: Bagatelldelikte führen doch nicht au- 
tomatisch zum Ausschluss vom Bleiberecht. 
Flüchtlinge, deren Asylanträge als offen- 



sichtlich unbegründet abgelehnt wurden, 
erhalten nicht, wie zunächst geplant, au- 
tomatisch ein Arbeitsverbot. Nicht alle ab- 
gelehnten Asylsuchenden, die ihrer Ausrei- 
sepfücht nicht nachkommen, erhalten eine 
Einreisesperre, sondern nur diejenigen, die 
aus selbst zu verantwortenden Gründen den 
Ausreisetermin verstreichen lassen. 

Es stimmt, ein Teil der langjährig Gedul- 
deten wird über die neue Bleiberechtsrege- 
lung einen sicheren Aufenthalt bekommen 
können. Das Ministerium schätzt ihre Zahl 
auf 30.000. 

Doch lassen wir uns nicht einlullen! Nichts 
ist gut! 



Der Großteil der Geduldeten, etwa 



80.000 Menschen, qeht leer aus. Der neue 



Gesetzesentwurf macht nur eins: Er spielt 



die „quten" Geduldeten qeqen die „schlech- 



en" Geduldeten aus. 



Die „Guten" arbeiten 
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schon und sind für den Staat nützlich, die 
„Schlechten" - das sind die Menschen, die 
sich weigern, bei ihrer eigenen Abschiebung 
mitzuwirken - sie bleiben weiterhin entrech- 
tet und ausgegrenzt. Und das sind 80.000! 

Das neue Gesetzesprojekt wird ihre Le- 
bensbedingungen sogar noch verschlimmern. 



Schon letzt werden dieieniqen Geduldeten, 



die qeqen ihre Abschiebunq kämpfen, mit 



Sanktionen bestraft: mit Laqerüflicht, mit 



Residenzpflicht, mit Arbeitsverbot, mit qe- 



kürzten Sozialleistunqen. Der Druck auf sie 



wird weiter erhöht. 



! Wer, so heißt es im neuen 
Gesetzesentwurf, seine Mitwirkungspflichten 



zur Feststellung der Identität verweigert hat, 
kann in Abschiebungshaft genommen wer- 
den. Das bedeutet Beugehaft für die soge- 
nannten Mitwirkungspflichtverletzer/innen ! 

Was ist das für eine Politik, die zehntau- 
sende Menschen zu einem Leben außerhalb 
der Gesellschaft verdammt? Was ist das für 
eine Politik, die eiskalt durchsetzt, dass 
diese Menschen mehr vegetieren als leben 
können? Die in Kauf nimmt, dass diese Men- 
schen krank werden und einen langsamen 
Tod sterben? Was ist das für eine Politik, die 
einen Krieg gegen Flüchtlinge führt? 



De Maiziere saqt: Es ist unsere Politik, die 



Rechtsordnunq durchzusetzen. Wir saqen: 



Diese Rechtsordnunq qeht über Leichen. Ge- 



lbt es nur 



ein Mittel: Widerstand. 
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Diejenigen Flücht- 
linge, die der Staat abstempelt als Mitwir- 
kungspfüchtverletzer/innen, sie leisten Wi- 
derstand. Der Krieg wird weitergehen. Und 
De Maiziere und seine Komplizen, sie werden 
den Krieg nicht gewinnen! 

Uns bleibt nur eins: weiterkämpfen für 
eine wirkliche, bedingungslose Bleibe- 
rechtsregelung für geduldete Flüchtlinge. 



Wie in den 90ern... 



GRUPPE FELS 12/2014 

"P n ist nun über 21 Jahre her, dass unmit- 
.uötelbar nach der deutschen Einheit eine 
rassistische Medien- und Gewaltkampagne 
zur Abschaffung des Grundrechts auf Asyl 
führte. 



Neonazis, unbescholtene Bürgerin- 



nen und die etablierten Parteien zoqen an 



einem Stranq und verkündeten unisono, 



dass in Deutschland kein Platz mehr sei für 



Asvlsuchende. 



Neonazis und Rassisten wur- 
de durch dieses gesellschaftliche Klima zu 
den Morden in Mölln und den Progromen 
in Hoyerswerda, Rostock-Lichtenhagen und 
Mannheim-Schönau ermuntert. Anstatt of- 
fensiv gegen diese Stimmung zu arbeiten, 
nahm die Politik diese Stimmung auf. Noch 
während des Pogroms von Rostock-Lichten- 
hagen vereinbarten CDU/CSU, FDP und SPD 
die Grundgesetzänderung. Im Mai 1993 wur- 
de das Asylgrundrecht gestrichen, das zuvor 
ein politisches Bekenntnis nach dem Natio- 
nalsozialismus war. 

Neonazis sahen sich bestätigt und feierten 
die Entscheidung drei Tage später mit einem 
Brandanschlag auf das Haus der Solinger Fa- 
milie Geng. Dabei starben fünf Menschen: 
Hatice Geng, Hülya Geng, Saime Geng, Gürsün 
Ince und Gülüstan Öztürk. Vierzehn weitere 
wurden teils schwer verletzt. 

In dieser Zeit radikalisierte sich auch der 
NSU, der in den Folgejahren mindestens 
neun rassistische Morde beging. 

Und heute? 

Wieder häufen sich die Angriffe auf Lager, 
in denen Geflüchtete wohnen müssen. In 
Dresden mobilisiert die PEGIDA 7-1/2-tau- 
send Nazis und Rassistinnen. In Mahr- 
zahn-Hellersdorf und in Buch gehen hunder- 
te gegen geplante Lager auf die Straße. Der 
rassistische und faschistische Block formiert 
sich und es wird versucht, wieder eine Klima 



der Ausgrenzung herzustellen. Bisher stellen 
sich viel zu wenige diesen Menschenhassern 
entgegen. 

Und was macht die Regierung? 

Wieder reagiert sie auf die rassistische 
Stimmung beispielsweise in Dresden, wo der 
Innenminister als Modellprojekt straffällige 
Asylbewerberinnen bekämpfen will. 

Gleichzeitig versucht die Bundesregierung, 
durch neue Gesetze die jahrzentelange Poli- 
tik der Abschottung weiter voranzutreiben. 
Durch die neuen Regelungen soll es mög- 
lich sein, so gut wie jeden Geflüchteten zu 
inhaftieren. In der Zelle isoliert wird ihnen 
jegliche Möglichkeit, der Abschiebung etwas 
entgegenzusetzen, entzogen. 



Dadurch dass letzt Serbien, Mazedonien 



sowie Bosnien und Herzeaowina als siche- 



re Herkunftsstaaten aelten, wird außerdem 



dem Antiziaanismus Vorschub geleistet 



lUnd 

auch gegen die Abschaffung des Asybewer- 
berleistungsgesetzes, die nach einem Urteil 
des Verfassungsgerichtes eigentlich anstand, 
hat sich die Bundesregierung gesperrt. Statt 
Sozialhilfe zu bekommen, werden Geflüchte- 
te weiter systematisch schlechtergestellt und 
durch Androhung von Kürzungen erpressbar 
gemacht. So sollen sie gezwungen werden, 
an ihrer eigenen Abschiebung mitzuwirken. 

Man sollte meinen dass eine Partei, die 
von sich behauptet für den besseren Schutz 
von Flüchtlingen zu stehen, die derzeitigen 
Mehrheitsverhältnisse im Bundesrat nutzt 
und diese Gesetze verhindert. | 



Doch ledesmal 



_ enn es drauf ankommt, verkaufen die Grü- 



nen die Grundrechte der Geflüchteten. 



Rechts der Grünen wird, um die neuen Ge- 
setze zu begründen, immer wieder auf die 
Stimmung im Land Bezug genommen. Legi- 
time Einwanderung soll von der sogenannten 



Einwanderung in die Sozialsysteme unter- 
schieden werden, um angeblich, wie Innen- 
minister Maziere sagt: „eine erforderliche Ge- 
rechtigkeit herzustellen, um die Zustimmung 
in der Bevölkerung zu sichern" 



Doch was soll das für eine Gerechtigkeit 



sein? Ist es nicht gerecht, wenn sich Men- 



schen hierher aufmachen und die gleichen 



Rechte wie Europäerinnen einfordern? 



Anstatt sich klar gegen rassistische Stim- 
mungsmache zu positionieren, wird diese als 
legitime Sorge von Bürgerinnen salonfähig 
gemacht! Gleichzeitig wird diese Stimmung 
auch aktiv provoziert, indem sehenden Au- 
ges eine Notsituation bei der Unterbringung 
geschaffen wird. 

In Berlin werden gar einzelne Fälle von 
Masern und Windpocken zur Epidemie hoch- 
geschaukelt und damit ein Aufnahmestopp 
von Geflüchteten begründet. 

Wie in den 90ern schon wird ein gesell- 
schaftliches Klima geschaffen, in dem Ras- 
sistenlnnen und Nazis das Gefühl haben, 
auch für Gewalt gegen Migrantinnen Rü- 
ckendeckung zu haben. Eine solche Politik 
spielt mit Menschenleben nicht nur auf dem 
Mittelmeer sondern auch hier. Täglich zeigt 
sich: !! Rassismus Tötet !! 



Lasst uns dieser Menschenverachtung in Ge- 
setzen und auf der Straße entgegen treten! 

Wir fordern anstelle von Abschottung: 

- Offene Grenzen für Alle 

- Keine Haft und keine Abschiebung für Ge- 
flüchtete 

- und ein Recht, dort zu leben, wo man mag! 



|Stand 03/2015| 
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Abschiebehaft bleibt aktuell 

INI GEGEN ABSCHIEBEHAFT ZUM ABSCHIEBEKNAST GRÜNAU 



Vor zwanzig Jahren wurde in Ber- 
lin-Köpenick das ehemalige DDR-Frauenge- 
fängnis zum Abschiebegefängnis umgebaut. 
Denn: Nach der gewaltigen Einschränkung 
des Asylrechts, dem sog. Asylkompromiss im 
Jahr 1992, stieg die Zahl der Abschiebungen 
bundesweit enorm an. Der alte Knast in Mo- 
abit reichte den Abschiebebehörden nicht 
mehr. Köpenick mit seinen ca. 360 Haftplät- 
zen war sofort voll. 

Es folgten Kämpfe der Inhaftierten - meist 
in Form von Hungerstreiks - und Proteste 
von Draußen. Mit den Jahren wurde es um 
den Knast immer ruhiger, aber er blieb trotz- 
dem das, was er von Anfang an sein sollte: 
Ein Mittel, um Menschen mit der Gewalt von 
Polizei und Gerichten, von Betonmauern, 
Gittern und Nato -Draht festzuhalten, zu iso- 
lieren und zu kriminalisieren! 

Mit dem Aufrüsten der EU-Außengrenzen 
sank die Zahl der Inhaftierten in Köpenick. 
In den letzten zwei Jahren war dort manch- 
mal nur eine einzige Person inhaftiert. SEB3 



während sich momentan bundesweit die Zah- 



len der in Abschiebeknästen Inhaftierten au 



einem historischen Tiefstand befinden, sit- 



zen seit dem Sommer im Berliner Abschiebe- 



knast ülötzlich wieder mehr Menschen. 



Wie kam es dazu?! 

Im Juli diesen Jahres wurden zwei fol- 
genreiche Urteile gesprochen, die kurzzeitig 
hoffen ließen: 



Im ersten Urteil hatte der Europäische 
Gerichtshof auf Klagen von Betroffenen 
hin endgültig untersagt, Abschiebungshaft 
in JVAs zu vollziehen. Jetzt mussten alle 
Bundesländer, die keine separaten Abschie- 
beknäste hatten - und damit geltendes Eu- 
roparecht missachteten - den Betrieb ihrer 
nun auch offiziell illegalen Hafteinrichtun- 
gen einstellen. 

Im zweiten Urteil entschied der Bundes- 
gerichtshof, dass Asylsuchende, die in einen 
anderen EU-Staat zurückgeschoben werden 
sollen, nicht pauschal wegen angeblicher 
Fluchtgefahr in Abschiebehaft genommen 
werden dürfen. 



Solanae für die behauütete 



Fluchtaefahr keine obiektiven und aesetzlich 



festaeleaten Kriterien existieren, darf diese. 



laut Urteil, nicht zum Hauütaraument für 



E^BBE^gBE B BijEBi^BEBa Darauf 
hin mussten die meisten dieser sogenannten 
Dublin-II-Inhaftierten aus den Abschiebe- 
knästen entlassen werden. Die Knäste leer- 
ten sich. 

Beide Urteile waren Resultate von langwie- 
rigen Gerichtsverhandlungen - erkämpft von 
Betroffenen und ihren Rechtsanwältinnen. 
Doch dieser Sieg auf dem Klageweg bedeute- 
te nur eine kleine Atempause. Drei Entwick- 
lungen sprechen gegen ein baldiges Ende der 
Abschiebeknäste: 

1. Die geplante Gesetzesänderung - gegen 
den wir heute hier demonstrieren - weite- 
te die Gründe für die Verhängung von Ab- 



schiebehaft ins Uferlose aus. Der Referen- 
tenentwurf für das Gesetz definiert nun die 
„Fluchtgefahr" so, dass für Geflüchtete ein 
Betreten Deutschlands fast automatisch mit 
Fluchtgefahr verbunden ist, so dass in Folge 
die Abschiebeknäste bald wieder voll sein 
werden. 

2. Seit dem EuGh-Urteil schicken Bundes- 
länder, die keinen separaten Abschiebeknast 
haben - vor allem das Land Nordrhein-West- 
falen - die zur Abschiebung festgehaltenen 
Menschen nach Berlin in den Knast. BESSE 



die Behörden Amtshilfe heißt, bedeutet für| 



die Betroffenen eine doppelte Isolierunq: Sie 



sitzen nicht nur im Knast, sondern sind auch 



eit entfernt von Freundinnen, Familie und| 



3. Die Innenministerien der Länder arbei- 
ten seit dem Sommer intensiv an einer neuen 
Konzeption zum Thema Abschiebehaft. Noch 
ist nicht bekannt, was in diesem Rahmen 
geplant wird. BiEBBBgBjEEj^SBB 



menlequnq verschiedener Abschiebeknäst 



wie sie z.B. schon seit Monaten zwischen 
Berlin und Brandenburg diskutiert, - oder 
sogar die Errichtung eines einzigen, zentra- 
len Riesenknasts hier in Berlin oder irgend- 
wo in der Pampa. 

Wir sind jedoch heute hier, um diesen Plänen 
eine klare Absage zu erteilen! 

Wir fordern die Abschaffung der Abschiebe- 
knäste und das Ende aller Abschiebungen! 

Wir fordern gleiche Rechte für alle Menschen 
- egal woher sie kommen! 

Kein Mensch ist illegal - Bleiberecht ÜBER- 
ALL! 



Zum Gerede vom „Asymissbrauch 



// 



FRANKFURT/ODER 17.01.2015 

„Frankfurt (Oder) wehrt sich. Stopp dem 
Asylmissbrauch" - unter dieser Parole wollen 
die Nazis heute marschieren, was ihnen nicht 
gelingen wird. Doch was steckt hinter der Pa- 
role vom Asylmissbrauch? 

Einen Aufruf zu ihrer Demo haben die Na- 
zis ja nicht hingekriegt, sie beschränken sich 
auf wenige Parolen. 



Eins ist klar: Es waren 



nicht die Nazis, die den Beqriff Asvlmiss- 



brauch erfunden haben. 



Die Nazis benutzen 
ihn nur. Sie benutzen ihn als Chiffre für ihr 
Feindbild, die Flüchtlinge. Denn in ihren Au- 
gen sind alle Flüchtlinge Betrüger und Kri- 
minelle. Warum sie das meinen? Da brauchen 
wir keine komplizierten Erklärungen: Weil 
die Nazis Rassisten sind. 

Interessant ist aber, dass sie den Begriff 



Asylmissbrauch benutzen, der aus dem 
Arsenal der staatlichen Asylpolitik stammt. 
So als ob das ein Beweis für die Richtigkeit 
ihres Feindbildes wäre, sodass sie sich an 
den Mainstream-Diskurs anhängen können. 
Damit wird diese Nazi-Parole zu einem Lehr- 
stück über das Verhältnis von Rassismus von 
unten und staatlichem Rassismus. 

Was bedeutet aber Asylmissbrauch? Auf 
den ersten Blick erscheint der Begriff wie aus 
einer fernen Zeit, aus den 90er Jahren, als 
die CDU und andere Parteien Hetzkampagnen 
gegen Flüchtlinge angeführt haben, mit dem 
Ziel, das Grundrecht auf Asyl auszuhebein. 



Heute daqeqen sprechen alle von „Willkom- 



menskultur" und beteuern, wie nah ihnen 



das Schicksal der BürqerkrieqsfTüchtlinqe aus 



Syrien und dem Irak qehe. 



Doch dieser Konsens bröckelt. Als Reaktion 
auf die Wahlerfolge der AfD und auf Pegida 
verschärft die CSU ihre Rhetorik, gemäß ihrer 
Maxime, dass es keine etablierte rechte Kraft 
rechts von ihr geben dürfe. Vor einem Jahr 
setzte sie die Parole „Wer betrügt, fliegt" 
in die Welt, Anfang Januar verkündete sie: 
„Wer aus rein wirtschaftlichen Gründen das 
Recht auf Asyl als Einwanderungsrecht miss- 
braucht, muss Deutschland zügig verlassen." 
Hier haben wir ihn wieder, den Asylmiss- 
brauch. Die Nazis hätten sich gefreut, wenn 
sie so einen Satz hätten formulieren können. 

Doch auch die CSU betreibt nur Symbolpo- 
litik. 



Stimmunq qeqen anqeblichen Asvlmiss- 



rauch macht sie aus wahltaktischen Moti- 



en. Dabei sind die Gesetzesverschärfunqen 



EHiEBMEGEI^EB&BfflE I Und um Gesetze 
zu verschärfen, dazu brauchen sie keine 
Stimmungen, das machen sie einfach so, aus 
Staatsräson. 
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Denn das eigentliche Problem ist nicht das 
Häuflein Nazis, das hier heute demonstrieren 
will; das eigentliche Problem sind auch nicht 
die „Sorgen und Ängste" der Pegida-Rassis- 
ten. Das wirkliche Problem sind die anste- 
henden Verschärfungen des Ausländer- und 
Asylrechts. Für dieses Projekt muss Bundes- 
innenminister de Maiziere nicht die populis- 
tische Karte spielen, das Risiko eines inter- 
nationalen Imageschadens wäre ihm dabei 
viel zu hoch. 

i 



Das Proiekt der Asvlrechtsverschärfun 



wurde seit Jahren vorbereitet, seit ein paar 



Monaten wird es Schritt für Schritt in die Tat 



umgesetzt. 



Anfang November trat das Gesetz zu si- 
cheren Herkunftsstaaten in Kraft, mit dem 
Asylanträge von Flüchtlingen aus Bosni- 
en-Herzegowina, Serbien und Mazedonien 
pauschal als „offensichtlich unbegründet" 
eingestuft werden. Aber auch diese Geset- 
zesänderung war für sich allein mehr oder 
weniger Symbolpolitik. Die Bearbeitungszeit 
von Asylanträgen aus diesen Ländern soll ge- 
rade mal um zehn Minuten verkürzt werden. 
Aber auch zuvor schon hatten Flüchtlinge 
aus diesen Ländern kaum eine Chance auf 
Anerkennung. Die Prüfung der Fluchtgründe 
von Roma - um diese handelt es sich meist 
- war völlig unzureichend und oberflächlich, 
sodass extrem niedrige Anerkennungsquo- 
ten produziert wurden, die dann wiederum 
als Rechtfertigung für die Einstufung dieser 
Länder als sichere Herkunftsstaaten herhal- 
ten sollten. Das Grundproblem der Anhö- 
rungen von Roma war und ist, dass das Zu- 
sammenwirken von Mehrfachdiskriminierung 
einfach ignoriert wurde. Roma in Serbien 
werden von Neonazis und Hooligans überfal- 
len. Gehen sie zur Polizei, werden sie dort 
noch mal geschlagen. Wenn das Bundesamt 
sie jedoch fragt, ob sie mit der Polizei Prob- 
leme hätten, beteuern sie, dass sie keine Kri- 
minellen seien. Ihr Antrag wird abgelehnt, 
sie werden abgeschoben und landen wieder 
im Elend. Damit werden sie zu einem Tod auf 
Raten verurteilt. Es sind diese Gesetze und 
diese Praxis, mit denen sie wegen angebli- 
chem Asylmissbrauch abgestempelt werden. 



Die üauschale Einstufuna der Westbal- 



kan-Länder als sichere Herkunftsstaaten 



ewinnt ledoch seine eiaentliche Bedeutun 



erst auf dem Hinterarund einer zweiten Ge- 



BSB^SBäHsHBEE B Es ist ein Gesetz mit 
dem sperrigen Titel „Gesetz zur Neubestim- 
mung des Bleiberechts und der Aufenthalts- 
beendigung". Anfang Dezember beschloss 
das Bundeskabinett, den Gesetzesentwurf 
auf den Weg zu bringen, Anfang Februar wird 
es zum ersten Mal im Bundesrat beraten. Ein 
zentrales Element dieser Gesetzesverschär- 
fung ist die Ausweitung von Einreisesperren. 
Nunmehr sollen alle Flüchtlinge aus siehe- 




NEUEN GESETZENTWURF STOPPEN! 
WWW.MIGRATIONSGESETZE.INFO 




ren Herkunftsstaaten, deren Asylanträge 
als „offensichtlich unbegründet" abgelehnt 
werden, automatisch eine Einreisesperre 
erhalten, auch wenn sie freiwillig ausrei- 
sen. (In einem ersten Entwurf des Gesetzes 
wurde ihnen sogar automatisch unterstellt, 
sie seien eingereist, um Sozialleistungen zu 
beziehen. Das findet sich im aktuellen Geset- 
zesentwurf nicht mehr, aber es zeigt, wie die 
Kategorie Asylmissbrauch konstruiert wird.) 
Und eine solche Einreisesperre gilt nicht nur 
für Deutschland, sondern für den gesamten 
Schengen-Raum, also für alle EU-Länder. S@ 



Folae wird sein, dass diese Flüchtlinae ihre 



Herkunftsländer nicht mehr verlassen kön- 



nen, denn um sie herum ist Schenqenland, 



und da qilt die Einreisesüerre. 



Das Kernstück der Asylrechtsverschärfung 
ist jedoch die extreme Ausweitung der Ab- 
schiebungshaft. Es werden eine ganze Reihe 
neuer Haftgründe definiert: 

- alle Flüchtlinge, die schon einmal in einem 
anderen EU-Staat registriert wurden - Ab- 
schiebungshaft. 

- alle Flüchtlinge, die bei ihrer eigenen Ab- 
schiebung nicht mitwirken Abschiebungs- 
haft. 

- alle Flüchtlinge, die mehr als 3000 Euro an 
Schlepper gezahlt haben Abschiebungshaft. 

Von der Bleiberechtsregelung, die noch im 
Titel des Gesetzes steht, bleibt so gut wie 
nichts übrig. Der Anspruch, den ewigen 
Skandal der Kettenduldungen zu beenden, 
wird nicht eingelöst, im Gegenteil. 



Abgelehnte Asylsuchende, die aus rechtli- 
chen oder tatsächlichen Gründen nicht ab- 
geschoben werden können, die jahrelang, 
manchmal zehn oder 15 Jahre aus der Ge- 
sellschaft ausgegrenzt werden, sie werden in 
diesem rechtlosen Zustand weiter gehalten, 
sie werden von der Bleiberechtsregelung aus- 
geschlossen. Warum? Hier sagt der Gesetze- 
sentwurf: Weil sie ihrer Ausreisepflicht nicht 
nachgekommen sind. 

Wir haben es bei diesem Gesetzesentwurf mit 
einem massiven Programm zum Füllen der 
Abschiebeknäste zu tun. Die Abschiebema- 
schinerie soll auf Hochtouren laufen, nach- 
dem sie in den Augen der Hardliner jahrelang 
nicht rund lief. Die Unterscheidung in gute 
und schlechte Flüchtlinge soll verschärft 
werden. 



Für die Guten Inteqration, für die 



Schlechten Abschiebunq. Das ist es, was die 



Schreibtischtäter „Steuerunq und Beqren- 



zunq der Zuwanderunq nennen, so der Un- 



idgfflTlgEEWiTngraiTnU^kMciraEl Es ist der 

Staat, der die Kategorie des Asylmissbrauchs 
schafft, der einer Gruppe von Flüchtlingen 
unerträgliche Lebensbedingungen auferlegt 
oder sie abschiebt. Die Moralisierung und 
Stigmatisierung dieser Gruppe ist im Gesetz 
selbst angelegt. 



Die Nazis und Rassisten 



lappern nur nach, was der Staat vorgibt 



Ich hoffe, es ist deutlich geworden, dass die 
Gesetze das Problem sind, nicht allein die 
Nazis. Lasst uns also die neuen Asylgesetze 
blockieren, so wie wir hier die Nazis blockie- 
ren. Sie werden nicht durchkommen! 



|Stand 03/2015| 
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VERANSTALTUNGSBERICHT: Die Mentalität 

deutscher Bleiberechtsregelungen 



*e etwas mäßig besuchte Veranstaltung 
U -L„In der Geiselhaft der Staatsräson - Per- 
spektiven langjährig geduldeter Flüchtlin- 
ge" Ende Oktober im Berliner Haus der De- 
mokratie, wollte einerseits für das Schicksal 
der rund 100.000 „Geduldeten" Flüchtlinge 
in Deutschland sensibilisieren und gleichzei- 
tig klären warum bisher umfassende Bleibe- 
rechtsregelungen für sie scheiterten bzw. was 
zukünftige Bleiberechts-Kampagnen beachten 
müssen. Denn die nächste Runde, um in der 
Öffentlichkeit die Situation der Geduldeten 
anzusprechen, bietet sich voraussichtlich 
noch dieses Jahr. Seit April liegt der Refe- 
rentenentwurf des Bundesinnenministeriums 
zur „Neubestimmung des Bleiberechts und der 
Aufenthaltsbeendigung" vor und kann noch 
dieses Jahr verabschiedet werden. 

Das Bündis gegen Lager Berlin/Brandenburg 
hat bereits 



Ende Februar 2014 auf der Kon- 



ferenz No Border Last Forever in Frankfurt 



Main mit dem Workshop „Im Dunkeln - lan 



lähriq Geduldete und Mitwirkungspflichtver- 



letzerlnnen Interviewfragebögen voraestellt 



und über eine neue Bleiberechts-Kampagne 



nachgedacht. 



Auf dieser Grundlage wurden 
in Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern 
und Brandenburg rund 30 Interviews mit 
langjährig Geduldeten durchgeführt. Die Aus- 
wertung zeigt, dass Geduldete ähnliche Erfah- 
rungen machen: Ohne Perspektive fristen sie 
ein Leben in Lagern an der Peripherie. Stig- 
matisiert als Mitwirkungspflichtverletzerln- 
nen und mit Sanktionen am Leben gehindert, 
ausgetrickst von Behörden und isoliert vom 
Rest der Bevölkerung bleibt den meisten nach 
so langer Zeit nichtmal mehr der Kontakt ins 
Heimatland. Ein inhumaner und untragbarer 
Zustande, der für über 10.000 Menschen schon 
länger als 15 Jahre andauert. 

Parlamentarische Initiativen für 
Bleiberecht 



Kay Wendel vom Flüchtlingsrat Branden- 
burg hat angesichts des Referentenentwurfs 
systematisch untersucht welche parlamenta- 
rischen Anläufe es für die Legalisierung von 
Geduldeten seit 2004 gab. Sein Fazit: BB3 



Bleiberecht bisher immer an die Bedinqun 



der „Mitwirkungspflicht" geküpft war, konnte 



der Großteil der Geduldeten nicht profitieren. 



Denn sie sind ja meist in dem Duldungs-Sta- 
tus verhaftet, gerade weil sie nicht an ihrer 
eigenen Abschiebung „mitgewirkt" haben 
und ihrer „Pflicht" alle Hindernisse für eine 
Abschiebung (v.a. Beschaffung von Dokumen- 
ten) selbstständig aus dem Weg zu räumen, 
nicht nachgekommen sind bzw. ihnen das 
unterstellt wird. ^BBSEMMEBSEa 



flichtverletzerlnnen stigmatisiert, mora- 



lisierend als „Täuscher und „Sozialschma- 



ebrandmarkt 



und mit Sanktionen 
(Residenzpflicht, geringeres Taschengeld, 
Lagerpflicht, Arbeitsverbot, keine Integrati- 
onskurse, keine Möglichkeit von einer Här- 
tefallkommission angehört zu werden usw.) 
täglich an ihren Status erinnert. Das Ziel der 
Sanktionen, die „Ausreisebereitschaft" zu er- 
höhen, wird damit nachweislich nicht erreicht 
- vielmehr wird eine größer werdende Gruppe 
aus Prinzip am menschenwürdigen Leben ge- 
hindert. 



Schon seit 1965 qibt es in Deutschland 



den Status der Duldunq wenn tatsächliche 



Gründe einer rechtlich zulässiqen Abschie- 



ÜEiEESBggBlEgEHlBjBBiBjl Rechtliche 
Abschiebungshindernisse sind einerseits ziel- 
staatsbezogen (GFK, subsidiärer Schutz, daher 
Abschiebungsverbot nach § 60 AufenthG; sie 
bekommen eine Aufenthaltserlaubnis nach § 
25 AufenthG), andererseits inlandsbezogen 
(Trennung von Eheleuten und Eltern von Kin- 
dern). Tatsächliche Abschiebehindernisse und 
damit Duldungsgründe sind z.B. Reiseunfähig- 
keit (Krankheit o.ä.), der Herkunftsstaat ver- 
weigert die Aufnahme oder Passlosigkeit. Da 
die tatsächlichen Gründe temporär sein müss- 



ten, ist die Abschiebung für die Dauer aus- 
gesetzt, trotzdem besteht die Ausreisepflicht 
und die Duldung begründet keinen ordentli- 
chen Aufenthaltsstatus. 

Dieses „zeitweilige" führt dazu, dass die 
Intervalle der erneuten Prüfung der Abschie- 
bebedingungen auch sehr kurz sein können. 
Manche Geduldete müssen sich täglich bei der 
Ausländerbehörde melden um ihre Duldung 
wieder um einen weiteren Tag zu verlängern. 

Seit 2004 gab es vier Anläufe die Zahl der 
Geduldeten durch Bleiberechtsregelungen für 
bestimmte Personengruppen (z.B. „gut in- 
tegrierte Jugendliche"), zu reduzieren. Alle 
Gesetzesinitiativen wurden als große Schrit- 
te in Richtung Humanität gefeiert. Erst im 
Nachgang fiel jeweils auf, dass nur wenige 
profitieren konnten, da die Bedingungen für 
die meisten nicht erfüllbar waren. Allen Re- 
gelungen gemein war auch die Ausnahme der 
„Mitwirkungspflichtverletzerlnnen", die nicht 
profitieren sollten. Erstmalig 2013 wurde im 
Bundesrat „tätige Reue" für Mitwirkungs- 
pflichtverletzerlnnen diskutiert, also die 
Möglichkeit ein Bleiberecht nach 8 Jahren zu 
bekommen wenn z.B. das Verschweigen der 
richtigen Identität im Asylverfahren nach- 
träglich bereut wird. Ein Bleiberecht durch 
„tätige Reue" sollte aber nur dann möglich 
sein wenn der Verstoß der Mitwirkungspflicht 
nicht kausal zum Abschiebehindernis führte. 
Dieser nicht gerade weitgehende Vorschlag 
wurde vom Bundestag abgelehnt. Das Resultat 
ist nun der im April vorgelegte Referentenent- 
wurf, der die „tätige Reue" zu einer Ermes- 
sensentscheidung der örtlichen Ausländerb- 
hörde macht und all diejenigen ausnimmt, die 
in Konflikt mit dem Strafgesetzbuch geraten 
sind. 



Destruktives „Steuern und be- 
grenzen" 

Die Zwickmühle zwischen Staatsräson 
(„Leute die sich nicht an die Gesetze halten, 
sollen auch nach Jahrzehnten nicht von ihrer 
Renitenz profitieren") und dem Bedürfnis von 
Flüchtlingen nicht abgeschoben zu werden, 
ist faktisch nicht auflösbar. Zumal der Staat 
mit dem Asylrecht auch noch versucht die 
Zuwanderung nach Deutschland zu steuern 
bzw. zu begrenzen. Dazu gehören dann die 
Erfordernisse des nationalen Arbeitsmarkts, 
die Belohnung von Integrationsbemühungen 
und Sicherheitsaspekte. 



sätzlich humanitäre Asvlrecht durch lauter 



andere, dem Staat wichtige Dinge, perver- 



iert. Es ist deshalb nicht verwunderlich, dass 



auch die bisherigen Bleiberechtsregelungen 



nicht etwa auf Humanität abzielten, sondern 



auf die „Nebenaspekte" des Asvlrechts. 



Einer 

dieser Nebenaspekte ist auch die geforderte 
Rechtstreue, die mit jedem Gesetz und der de- 



26 READER ZUM „GESETZ ZUR NEUBESTIMMUNG DES BLEIBERECHTS UND DER AUFENTHALTSBEENDIGUNG" 



IStand 03/20151 



monstrativen Einhaltung desselbigen, unter 
Beweis gestellt wird. Blockierer (allen voran 
die AG Rück im Bundesinnenministerium) 
eines bedingungslosen Bleiberechts für „Mit- 
wirkungspfTichtverleterlnnen" argumentieren 
denn auch genau so: 



Ein Bleiberecht, aerade 



für dieieniaen die ihrer Pflicht zur Mitwir- 



kuna nicht nachkommen, hätte eine destruk- 



tive Wirkuna auf die aesamte Rechtsordnun 



da das Sianal ausaesendet würde, dass es sich 



lohnt den Pass an der Grenze zu vernichten 



und nicht mit den Ausländerbehörden zu ko- 



Tatsächlich ist es qenau andersherum: 



Die aktuelle Gesetzeslaqe bestraft zwar die 



Nicht-Kooüerativen mit dem Duldunqs-Sta- 



tus und dessen Sanktionen - alle anderen 



ledoch, die weitesqehend kooperieren und 



die Bedinqunqen für ihre Abschiebunq selbst 



herbeischaffen, werden für ihre Mitwirkun 



am Verfahren mit der eiqenen Abschiebun 



belohnt. Auch das ein Patt, der sich offenbar 



rumqesürochen hat. 



Nebenbei gibt es, gesellschaftlich und nicht 
nur rechtspolitisch betrachtet, auch noch we- 
sentlichere destruktive Wirkungen, die sich 
eher aus der aktuellen Gesetzeslage ergeben. 
Wie ist beispielsweise die immer größer wer- 
dende Anzahl „Geduldeter", also auf ewig zu 
Untätigkeit gezwungener und in Desintegra- 
tion gehaltender Menschen, mit den Gewiss- 
heiten der Menschenrechte zu vereinbaren? 

Nichtsdesto trotz arbeitet die AG-Rückfüh- 
rung im BMI fieberhaft an der öffentlichen 
Wahrnehmung dieser Problematik. Auch im 
Haus der Demokratie, nur vier Wochen vor- 
her fand beispielsweise eine größere Amnes- 
ty-Veranstaltung mit Dr. Christian Klos (AG 
Rück, BMI) statt. Er schmetterte alle huma- 
nitären Argumente damit ab, dass es nunmal 
„Vollzugsdefizite" bei der Umsetzung gelten- 
der Gesetze gebe. Demnach gibt es 143.000 
Ausreisepfüchtige, die, aus welchen Gründen 
auch immer, nicht ausreisen. Für ihn stellt 
sich das humanitäre Problem der Gedulde- 
ten eher als ein Problem der nicht erfolgten 
Abschiebung dar. Die will er beschleunigen, 
damit es nicht mehr zu dem inhumanen Dul- 
dungs-Status kommt. So eine umgekehrte 
und zynische Logik kann nur von Verwal- 
tungsfachangestellten kommen. 

Verallgemeinerbarer Einzelfall 

Auf der Veranstaltung sprach auch ein 
langjährig Geduldeter aus Sachsen-Anhalt. Er 
kam 1998 nach Deutschland. Sein Asylantrag 
wurde 2000 abgelehnt. Seit dem hat er den 
Duldungs-Status und lebte bis 2012 im La- 
ger Möhlau (mittlerweile wegen der Zustände 
dort geschlossen). Die zuständige Ausländer- 
behörde hatte versucht ihn zur Kooperation 
zu bewegen indem ihm eine Arbeitserlaubnis 
und regulärer Aufenthalt versprochen wur- 



de, wenn er u.a. seine Geburtsurkunde und 
Pass beibringen würde. Obwohl beides äußerst 
schwer zu beschaffen war und die Behörden 
seines Heimatlandes nicht kooperationswillig 
waren, legte ihm die Ausländerbehörde die 
Schwirigkeiten als persönliches Verschulden, 
als Verstöße gegen die Mitwirkungspflicht aus. 
Nachdem die Geburtsurkunde doch ihren Weg 
nach Sachsen-Anhalt gefunden hatte, wurde 
ihm klar, dass die Hoffnung auf eine Arbeits- 
erlaubnis nur ein Trick war. Denn nun würde 
nur noch sein Pass fehlen um ihn abschieben 
zu können, so ließ ihn die Ausländerbehörde 
wissen. Daraufhin stellte er die Kooperation 
und seine Bemühungen ein. Er hatte die Wahl 
zwischen Duldung mit Sanktionen oder Ab- 
schiebung. Die Möglichkeit diese Wahl selbst- 
ständig treffen zu können wird den meisten 
Flüchtlinge nicht gewährt. Die Konsequenzen 
ihrer Mitwirkung am Verfahren werden ihnen 
nicht bewusst gemacht - sie werden schlicht 
hereingelegt um sie schneller wieder abschie- 
ben zu können. Während es im Strafrecht 
das Recht des Beschuldigten gibt sich nicht 
selbst belasten zu müssen, gibt es im Asyl- 
recht faktisch die (Mitwirkungs-)Pflicht die 
eigene Abschiebung zu beschleunigen. Zudem 
einiges von dem was die Ausländerbehörden 
verlangen unmöglich und auch illegal ist (z.B. 
Versenden von Ausweisdokumenten). 

Er bemängelte, dass das Schicksal der Ge- 
duldeten fast niemanden interessiere und kei- 
ne Partei sich bisher für sie eingesetzt habe. 



Das Stiqma, einen lrqendwie unrechtmäßi 



erworbenen Aufenthaltsstatus zu haben. 



reicht tief in linke Kreise. Seit den 90er Jah- 



ren hat sich auf dem Gebiet nichts qetan. Die 



Sanktionen, qerade wenn sie auf lanqe Zeit 



anqewandt werden führen zu schwerwieqen- 



de persönlichen Problemen und üsvchischen 



Erkrankunqen. 



Ihm sind viele „Geduldete" 
bekannt, die so sehr darunter leiden, dass 
sie aus Scham den Kontakt zu ihren Familien 
abreißen lassen, ihre Zimmer nicht verlassen 
und nach ihrer räumlichen Flucht nun erneut 
vielmehr innerlich flüchten. Die meisten war- 
ten auf den Tod, obwohl sie als junge Leute 
nach Deutschland kamen. 

Aus der juristischen Praxis 

Philip Rusche, ein Rechtsanwalt aus Berlin 
der viele Geduldete vertritt, stellte daraufhin 
ein paar Probleme aus der juristischen Praxis 
vor. Der gängige Weg für einen ordentliche 
Aufenthalt aus dem Duldungsstatus heraus, 
sei die familären Bindung an Personen, die 
hier schon einen Status haben. Aber Heira- 
ten ist für Geduldete zumeist unmöglich, 
wenn die Identität nicht bekannt ist oder 
es keinen Pass gibt. Die Anforderungen der 
Standesämter, sind ähnlich wie die der Aus- 
länderbehörde - ohne Abstammungsnachweis 
und Geburtsurkunden geht nichts. Die Bedin- 
gungen für die bisherigen Bleiberechtsrege- 



lungen (z.B. stichtagsabhängig) seien schwer 
zu erfüllen und nachzuweisen. 



Geqen die 



Sanktionen könne qut vorqeqanqen werden. 



wenn der Verstoß der Mitwirkunqsüflicht an- 



HsSHSSSSSIElund auch Belege (z.B. nach- 
weisbare Bemühungen bestimmte Dokumente 
zu besorgen) dafür geliefert werden können. 
Dafür braucht es aber Kampfesgeist, den die 
meisten Geduldeten nach jahrelangem Dahin- 
vegitieren verloren haben. Eigentlich brauche 
jeder Geduldete anwaltlichen Beistand - was 
ihnen aufgrund der Kosten aber verwehrt 
bleibt. 



Die qroßen Hoffnunqen nach dem Beschluss 



des Bundesverfassunqsqenchts zur Höhe der 



Leistunqen („die qarantierte Menschenwürde 



darf miqrationsüolitisch nicht relativiert wer- 



den ) wurden nicht erfüllt. Die Praxis zeiqt, 



dass sehr wohl und auch bis zur völliqen 



Streichunq der Leistunqen „relativiert wird. 



Gegenstrategien 

Auf juristischer Ebene ist im Einzelfall viel- 
leicht was zu drehen, aber für mehr braucht 
es andere Gesetze. Auf europäischer Ebene 
wurde die Kettenduldung zwar gerügt, aber 
nur für die Flüchtlinge bei denen es keine 
Aussicht auf Veränderung gibt, da z.B. ihr 
Heimatland schlicht nicht mehr existiert. BBS 



euroüäische Gerichtshof qibt den Hardlinern 



eher recht. Jeder Nationalstaat könne bestim- 



men wer auf seinem Territorium verweilt und 



Wie so oft wurde auch bei dieser Veranstal- 
tung die öffentliche Meinung als einziges er- 
folgversprechendes Kampffeld adressiert. Die 
„innere Logik" der Abschiebebehörden („Mit- 
wirkungspflichtverletzer dürfen nicht profi- 
tieren") muss in der Öffentlichkeit humani- 
tär begründeten Widerstand hervorrufen, der 
nicht standortnationalistisch argumentiert 
(„nur die, die uns nützen"). Dabei kann es 
hilfreich sein Politikern ihre Illusionen (z.B. 
Sanktion würden Ausreisebereitschaft för- 
dern) zu nehmen und mit der Realität zu 
konfrontieren (Patt zwischen Staatsräson und 
den „Mitwirkungspflichtverletzern") . 



Für das Schicksal der lanqiähriq Geduldeten 



muss ein ebenso starkes Bewusstsein herqe- 



stellt werden, wie es in den letzten Jahren 



für andere Flüchtlinqsqruüpen qelunqen ist. 



Der aktuelle Referentenentwurf und die par- 
lamentarischen Debatten dazu, eignen sich 
sehr gut um sich einzumischen. Statt die 
„Vollzugsdefizite" des BMI sollte sich die 
Öffentlichkeit mehr mit den Ursachen von 
Flucht und postkolonialen Ausbeutungsver- 
hältnissen auseinandersetzen und Profiteure 
dieser Weltordnung hierzulande benennen. 
Und klar, muss es bei einer breiten Kampag- 
ne für ein bedingungsloses Bleiberecht lang- 
jährig Geduldeter auch praktische Solidarität 
geben. 
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„Feuer und Flamme den Abschiebebehörden... " 



Geschichte und Aktualität der Kämpfe gegen Abschiebehaft 



DISKUSSION 
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ly Uflr friedrichshain 

Mit Soligruppe für Bernhard H., 
Volker Gerloff (Rechtsanwalt) und 
Biblap Basu (Reachout/KOP). 



VERANSTALTUNGSBERICHT, ANTIFA FRIEDRICHSHAIN 



lass der Veranstaltung ist der aktuell histo- 
rische Tiefpunkt der Abschiebehaft (derzeit 
sind bundesweit weniger als 100 Menschen im Ab- 
schieb egewahrsam) und die Inhaftierung von Bern- 
hard Heidbreder in Venezuela, dem vorgeworfen 
wird vor rund 20 Jahren einen Anschlag auf den im 
Bau befindlichen Abschiebeknast Grünau geplant zu 
haben. 

Die Antifa Friedrichshain hatte dafür die Soligrup- 
pe von Bernhard eingeladen, die etwas über den ge- 
scheiterten Anschlagsversuch und die Szenediskussi- 
onen von damals berichteten. Außerdem Biblap Basu 
von Reachout/KOP, der damals in Berlin antirassis- 
tisch aktiv war und darauf eingehen sollte, welche 
Widerstandspraxen sich seit den 80er Jahren in den 
antirassistischen Kämpfen entwickelt haben. Der an- 
gekündigte Teil zur aktuellen Rechtslage und dem 
Versuch der Bundesregierung die Abschiebeknäste 
wieder zu füllen, musste improvisiert werden, da der 
Rechtsanwalt Volker Gerloff erkrankt war. 

Die Antifa Friedrichshain beschäftigt sich immer 
mal wieder mit Abschiebehaft. Zuletzt seit 2011 vor 
allem mit dem Asylschnellverfahren auf dem Flugha- 
fen Schönefeld BER. Aktuell wurde viel mit anderen 
Gruppen zur geplanten Asylrechtsverschärfung ge- 
arbeitet. Die sieht eine Ausweitung der Haftgründe 
für die Verhängung von Abschiebehaft vor. 

Da das Thema Abschiebehaft mit dem geplanten 
„Gesetz zur Neubestimmung des Bleiberechts und 
der Aufenthaltsbeendigung" wieder aktueller wird, 
ist das Ziel der Veranstaltung die bisherigen Wider- 
standsformen gegen Abschiebehaft zusammenfas- 
send darzustellen um sich auf die Widerstands-Zu- 
kunft vorbereiten. 

Als radikale Linke sind wir immer auf der Su- 
che nach dem Hebel zur Gesellschaftsveränderung. 
Wie werden wir wirkmächtig? Also ist auch Thema 
des Abends wie effektive Gegenmacht aussehen 
kann. Was heute nicht geboten wird: Den Kontext 
deutscher und europäischer Migrationsabwehr. 
Dazu gab es u.a. vor einer Woche eine gute Ver- 
anstaltung im Südblock auch mit der Soligruppe 
für Bernhard. Auch kann nicht auf die Dynamik 
von Anti-Knast-Kämpfen eingegangen werden. 
Die Veranstaltung dient auch nicht dazu die sog. 
Militanzdebatte aufzuwärmen oder dazu Stellung 
zu nehmen. Nur soviel: Uns ist wichtig die Wider- 
standsformen als nebeneinander gleichberechtigt 
wahrzunehmen und strategisch auf ihre Eignung 
zur Erreichung von Nah- und Fernzielen durchzu- 
prüfen. Also nicht die Frage nach Legalität oder 
Illegalität sondern nach Legitimität im jeweils spe- 
zifischen gesellschaftlichen Kontext. Und natürlich 
sind wir mit allen solidarisch, die sich friedlich oder 
militant gegen Abschiebehaft wenden. 



Ein paar Worte zum Staatsverständnis 

Durchgesetzt hat sich ein Gesellschaftsverständ- 
nis, dass den Staat, als Kumulation gesellschaftli- 
cher Macht versteht. Der Staat ist kein Instrument 
der Herrschenden, sonder vielmehr Medium und 
gleichzeitig Resultat von gesellschaftlichen Kräf- 
teverhältnissen, die sich in den Apparaten, in den 
Strukturen und Gesetzen niederschlagen. Politik, 
die radikale Gesellschaftsveränderung will, hat des- 
halb notwendigerweise den Staat als Ansatzpunkt. 

Antirassistische Praxis hat das Nahziel „Gleiche 
Rechte für alle", was im Sinne radikaler Gesell- 
schaftskritik erstmal als purer Reformismus anmu- 
tet. Tatsächlich spielt es aber für die Betroffenen 
eine große Rolle ob sie an den Privilegien teilneh- 
men können oder eben im Bezug zum deutschen 
Normalbürger entrechtet sind. 

Auch durchgesetzt hat sich ein Modus der Integra- 
tion von Kritik (auch radikaler Gesellschaftskritik), 
in den Staat oder dessen verlängerten Arm der sog. 
Zivilgesellschaft. Hier werden die Widersprüche und 
Kämpfe reguliert und so eingebunden, dass sie zwar 
politisch, im Sinne von Gesellschaftsveränderung, 
wirken können, aber dafür die Fundamentaloppo- 
sition aufgeben. Um diesen Kreislauf aus radikaler 
Gesellschaftskritik und dem dauernden Angebot zur 
Integration zu begegnen, wird das Missachten der 
integrationsfördernden Regeln und Normen des Po- 
litbetriebs durch die radikale Linke vorgeschlagen. 
Über dieses Spannungsverhältnis ist die Diskussion 
sicher nie abgeschlossen. 

2. Geschichte und Aktualität der 
Abschiebehaft 

Abschiebehaft ist die Ingewahrsamnahme von Men- 
schen ohne gültigen Aufenthaltstitel zur Vorberei- 
tung oder Sicherung ihrer Ausweisung. Sie kann an- 
geordnet werden wenn eine freiwillige Ausreise nicht 
vollzogen wurde. Durchgeführt wird Abschiebehaft in 
Polizeigewahrsam und in Justizvollzugsanstalten. 

Eine Bedingung ist ein richterlicher Beschluss 
und eine Abschiebeprognose (es dürfen keine Ab- 
schiebehindernisse vorliegen). Der Haftgrund ist 
meist die Gefahr des Untertauchens. 

Derzeit sitzen weniger als 100 Häftlinge bundes- 
weit in Abschiebehaft. 2011 waren es noch rund 
10.000. Grund ist der BGH-Beschluss aus dem Juli 
2014. Die Begründung: Asylsuchende, die in ei- 
nem anderen EU-Staat ihren Antrag gestellt haben, 
dürfen nicht pauschal in Haft genommen werden. 
Jedenfalls nicht solange bis der Gesetzgeber die 
Fluchtgefahr als Haftgrund gesetzlich konkretisiert 
hat. Ein zweiter Grund für die geringe Zahl der In- 
haftierungen ist das Trennungsgebot, das schon 
2011 von der EU beschlossen, aber von Deutschland 



missachtet wurde. Demnach sollen Abschiebehäft- 
linge nicht mit Strafgefangenen zusammen unterge- 
bracht werden. Im Juni 2014 wurde vom EugH diese 
deutsche Praxis untersagt. Für die Betroffenen heißt 
Abschiebehaft: Unterbringung wie in der Strafhaft, 
bis zu 18 Monate. 

Kosten sind durch die Häftlinge selbst zu tragen 
(ca. 60 Euro am Tag). Sie haben kein Anrecht auf 
einen Pflichtverteidiger. Länderspezifische Rege- 
lungen: In Grünau gelten die Haftbedingungen laut 
proasyl als besonders liberal: Es gibt eine große in- 
dividuelle Bewegungsfreiheit innerhalb der Anstalt. 
15 Minuten Einschlusszeit am Tag und Handys sind 
erlaubt. Trotzdem bleibt es Haft, die ersatzlos abzu- 
schaffen ist. 

Welche Zäsuren gab es? 

1919 Ausreisehaft in Bayern zur Revolutionsprävention 

1938 Ausweitung auf das ganze Reichsgebiet im Na- 
tionalsozialismus 

1965 Im Aufenthaltsgesetz zur Beendigung von Auf- 
enthalt nach Strafhaft. 

1990 Legitime Haftdauer wurde verlängert, Haft- 
grund „Verdacht der Entziehung der Abschiebung" 
kam dazu. 

1992 (mittlerweile sind es 700 Abschiebehäftlinge 
bundesweit) Zwingende Haftgründe eingeführt um 
weniger Ermessen der Richter zuzulassen (uner- 
laubte Einreise, Umzug, Nichterscheinen bei Aus- 
länderbehörde usw.) 

1993 Tiefster Einschnitt durch die Definition von 
„verfolgungsfreien" Drittstaaten. 

1995 (2500 Abschiebehäftlinge bundesweit): An- 
schlag gegen den Knast-Umbau in Grünau 

2008 Die EU-Rückführungsrichtlinie „harmonisiert" 
die Bestimmungen und Verfahren, welche bei der 
Rückführung von Drittstaatsangehörigen ohne 
gültigen Aufenthaltstitel zur Anwendung kom- 
men. Dadurch werden Standards für die EU-Mit- 
gliedsstaaten geschaffen. 

2011 Reform der Rückführungsrichtlinie 

2013 Dublin HI-Verordnung. Damit kamen viele 
Haftgründe theoretisch hinzu: ungeklärte Iden- 
tität, Beweissicherung im Asylverfahren, Prüfung 
des Einreiserechtes, verspätete Asylantragsstel- 
lung, aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung, Sicherung des Dublin Verfahrens. 

Grundlegender Wandel seit 2009 

Die höchstrichterliche Rechtsprechung (250 Ver- 
fahren landeten bis 2013 vor dem BGH) machte die 
Inhaftierung schwerer. Dadurch hohe Anforderun- 
gen an die Abschiebebehörden: 

A rechtliches Gehör. Beteiligung der Betroffenen am 
Verfahren muss gewährleistet sein. 

B Haftgründe wurden vom BGH stark beschnitten. 
Formale Anforderungen an die Haftbegründung 
der Ausländerbehörden sind gestiegen. Stichwor- 
te: Verhältnismäßigkeit versus Freiheitsgrundrech- 
te. Das betrifft v.a. die Abschiebeprognose (ist es 
möglich innerhalb von drei Monaten die Person 
abzuschieben? Sind bis dahin alle Papiere zusam- 
men usw..). 

EU-Recht hat 2011 mit der neuen Rückfüh- 
rungsrichtlinie als Standard festgesetzt: 

A Abschiebungshäftlinge dürfen nicht länger mit 
Strafgefangenen zusammen inhaftiert werden. Zur 
Zeit gibt es Abschiebehaftanstalten in Berlin, Bran- 
denburg, Bayern, Niedersachsen, Schleswig-Hol- 
stein, Rheinland- Pfalz, Baden-Württemberg. Neun 
Bundesländern fehlen Abschiebehaftanstalten. 



An 
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B Inhaftnahme von Asylsuchenden im Dublin-Ver- 
fahren (innereuropäische Abschiebungen), die bis 
Sommer 2014 z.B. in Eisenhüttenstadt 90% der In- 
haftierten ausmachten, ist unzulässig, weil dafür 
eine Rechtsgrundlage fehlt. Die wird nun von der 
Bundesregierung erarbeitet. 

Was ergibt sich aus dem Gesetzesvorschlag 
von letzter Woche? (Entwurf vom 3.12.14) 

Neue Haftgründe für Dublin-Fälle 

- „wenn der Ausländer zu seiner unerlaubten Ein- 
reise erhebliche Geldbeträge (3000 Euro) für einen 
Schleuser aufgewendet" 

- „Vernichtung von Identitäts- oder Reisedokumenten" 

- „Täuschung der Identität" 

- Untertauchen, Nicht Erscheinen 

- NEU: „Ausreisegewahrsam" grundlose Inhaftierung 
für maximal 4 Tage. Legalisierung einer Praxis, die 
jetzt schon angewendet wird. Abschiebehaft wird 
umgangen, indem die Bundespolizei die Leute di- 
rekt zur Abschiebung abholt. 

Unsere Prognose: Die (Unter-)Kapazitätsproble- 
me der Abschiebehaftanstalten werden mit dem 
neuen Gesetz gelöst. Es wird Neubauten geben und 
alte Knäste ausgebaut. Ziel: Alle Bundesländer ha- 
ben Zugriff auf Abschiebehaftanstalten und können 
aufgrund der neuen Gesetzeslage auch wieder mehr 
Leute inhaftieren. 

3. Soligruppe Bernhard zum An- 
schlagsversuch vor 20 Jahren 

Was ist am 11.4.1995 passiert? 

Der Knast war im Umbau vom DDR-Frauengefäng- 
nis zum Abschiebeknast. Die militante Gruppe „Ko- 
mitee" hatte geplant, tragende Pfeiler zu sprengen, 
damit das Gebäude in sich zusammenstürzt. Man 
wollte sich „nicht mit einer symbolischen Aktion be- 
gnügen" und eben auch effektiv was bewirken. Doch 
es kam anders. Eine zufällige Polizeistreife entdeckte 
zwei Autos in der Nähe der Haftanstalt. Durchsuchte 
sie und fand Sprengstoff und Ausweispapiere. 

Wogegen und wofür war der Anschlag ge- 
dacht? Worin war die Aktion eingebettet? 

In der Anschlagserklärung gab das Komitee zu 
Protokoll, dass sie mit einem großen Anschlag die 
radikale Linke aus einer vermeintlichen Lethargie 
holen wollte. Ziel sei es durch kontinuierliche An- 
schlagspolitik militante Auseinandersetzungen wie- 
der zum normalen Repertoire zu machen. 

Das ganze geschah in einer Zeit, die sowieso schon 
militant aufgeladen war. Seit Anfang der 90er Jahre 
musste sich die radikale Linke regelmäßig mit Nazis 
militant auseinandersetzen. Hinzu kam, dass es viel 
Erfahrung aus größeren militante Gruppen (RZ, RAF 
usw.) gab. Gleichzeitig gab es auch nennenswerte 
Anti-Knast-Kämpfe von innerhalb der Knäste. Auch 
in Abschiebehaft: 1994 kam es z.B. zur „Meuterei 
in der Elwe" - 50 algerische Abschiebehäftlinge zer- 
störten in Kassel den Abschiebe-Knast und forderten 
freies Geleit in einen anderen EU-Staat. Regelmäßige 
Hungerstreiks, Revolten und eine halbwegs solidari- 
sche linke Öffentlichkeit stützten die Einschätzung 
des Komitees mit einem Anschlag auf den Knast in 
Grünau andere zu animieren nochmal was zu riskie- 
ren. Dabei ging es dem Komitee nicht so sehr um 
Abschiebehaft, sondern um das Knastsystem und um 
Bezüge zum kurdischen Befreiungskampf, der von 
der BRD kriminalisiert wurde. Das Komitee hatte in 
dem Kontext auch schon einen Anschlag auf die Bun- 
deswehr in Bad Freienwalde verübt. Auch wollte man 
dem RAF- Anschlag auf die J VA- Weiterstadt (1993) 



|Stand 03/2015| 



nacheifern. Die RAF konnte die Einweihung des 
Knastes immerhin um vier Jahren verzögern. In Ber- 
lin war 1987 auch ein Anschlag auf die Ausländerbe- 
hörde geglückt. Viele tausende Akten verbrannten. 

Was passierte danach 

Es begann eine ähnliche Medien- und Strafverfol- 
gungs-Hysterie wie bei RAF-Anschlägen. Das meis- 
te übertrieben (z.B. Sprengstoffmenge) und brutal 
gegenüber allen die mithineingezogen wurden (z.B. 
über 100 Angehörige und Bekannte der Gesuchten). 
Die Lügen der Bundesanwaltschaft und Horrormel- 
dungen aus den Medien, machten breite Solidarisie- 
rungen z.B. von Linksliberalen schwer möglich. 

Darüber hinaus gab es überwiegend kritische, 
wenn auch noch solidarische, Zurufe aus der radi- 
kalen Linken, die zwischen Manöverkritik (wie blöd 
habt ihr euch angestellt? Gab es Spitzel?), bedin- 
gungsloser Antirepression und grundsätzlichen Zwei- 
feln am „Impuls-Gedanken" schwankten. Letzterer 
war für das Komitee zentral. Die militanten Gruppen 
sollten voranschreiten und zu Massenmilitanz ani- 
mieren bzw. militante Kampagnen fördern, um dem 
perspektivlosen Reformismus zu überwinden. Der 
Dreiklang, 1. Wahrnehmung durch Krawall, 2. Zu- 
stimmung in einer breiten Bewegung, 3. Alle wollen 
mitmachen, lässt sich auch noch heute in Publikati- 
onen der radikalen Linken finden. 

Dem gegenüber kam die Kritik auf, dass Militanz 
zwar das Salz in der Suppe wäre, aber diese wohl 
kaum ersetzen könne. Ohne breite Bewegung, keine 
Militanz. Die These, Militanz hätte etwas von einem 
„Erweckungsgedanken" sei schlicht ein „Avantgar- 
de-Fehler", der zeige welche eigene Wirkungsmacht 
sich das Komitee selbst zuschreibe. Zudem bräuchten 
z.B. die kurdischen Genossinnen sicher keine Hilfe 
von Feierabend-Militanten. Viel eher sei eine Diskus- 
sion angeraten, die die Individualisierung von Politik 
(nur noch bezugslose Kleingruppen, die selbst ent- 
scheiden was sie „sprengen" wollen und nach indivi- 
duellem Handlungsdruck agieren) zum Thema macht. 

Die immense Straflust führte letztlich zur Fest- 
nahme von Bernhard im Sommer 2014. Derzeit läuft 
ein Auslieferungsersuchen zwischen Deutschland 
und Venezuela. Das hat wenig Aussicht auf Erfolg, 
da die Straftaten die Bernhard vorgeworfen werden 
in Venezuela schon verjährt wären. Dennoch sitzt er 
seit Sommer ein. 

4. Biblap Basu zu antirassistischem 
Widerstand der 90er Jahre 

Der Versuch des Komitees wurde sehr unterschied- 
lich aufgenommen. Mensch war zwar solidarisch, 
weil die Sache ansich natürlich imponierte, aber 
der tatsächliche Nutzen auch eines geglückten An- 
schlags war für viele diskussionswürdig. In der all- 
täglichen Arbeit der antirassistischen Gruppen spiel- 
te die Militanzfrage keine Rolle. Es ging eher um den 
Aufbau und Erhalt von Strukturen die Flüchtlinge 
unterstützten - also Beratung und Selbstschutz. Das 
alltägliche Leben von Flüchtlingen hier zu organi- 
sieren stand im Vordergrund. Da war die Auseinan- 
dersetzung mit Nazis und den Behörden zwar unver- 
meidbar, allerdings nicht der Hauptkampf bzw. die 
Hauptkonfrontation, die bewusst gesucht wurde. 

Zudem nervte das Selbstverständnis der militanten 
Gruppen, da sie sich aus den wesentlichen Kämpfen 
raushielten und abwarteten bis ihnen was vors Ziel- 
fernrohr sprang. Gemacht wurde was ging und nicht 
immer was politisch geboten war. Einzige gemeinsa- 
me Praxis waren die Fahrwachen um Asylbewerber- 
heime und Patrouillen im öffentlichen Nahverkehr 
zur Abwehr von Naziangriffen. Hier dann zumeist 



Antifa-Gruppen, die überwiegend weiß waren (und 
es heute noch sind) aber zumindest kontinuierlich 
ansprechbar waren. Eine weitere Verbindung war 
sicher der gemeinsame Adressat („Der Staat") von 
politischen Interventionen. Ein paar Aktionen waren 
gut eingebettet in ohnehin erfolgreiche Kämpfe (z.B. 
gegen die SORAT-Hotels in Berlin). 

Widerstandsformen der deutschen 
Anti-Lager Bewegung 

Zu unterscheiden sind Aktionsformen von „innen" 
und „außen". Innen gibt und gab es kollektive (Re- 
volte, Streik, Verweigerung) und individuelle (Hun- 
gerstreiks, Suizide, Selbstverletzungen) Formen des 
Widerstands, die nicht immer in die Öffentlichkeit 
vordringen. Von Außen gibt es Solidaritätsaktionen 
von Knast-Sabotage über Demos bis zu Petitionen 
und wichtigen Beratungsangeboten. Als besonders 
erfolgreich im Sinne von Verbesserungen lassen sich 
wenige genau zuordnen. Auf lange Sicht gab es auch 
negative Konsequenzen (z.B. Gefangenenaufstände 
in Eisenhüttenstadt, 1996-1998, die zur Umorgani- 
sierung des Knastes und der Einführung der „Beruhi- 
gungszellen" führten). 

Immer wieder hat sich gezeigt, dass das Abschie- 
besystem nicht reibungslos funktioniert. Das können 
wir auch an der konfusen Rechtsprechung sehen. Es 
ist möglich Abschiebungen zu verhindern oder die 
Freilassung zu erwirken. Zwar nicht nur auf militan- 
tem oder nur juristischem Weg aber aus der Kombi- 
nation. 

Antirassistische Bündnisse? 

Heute wie damals halten sich Gruppen und Bünd- 
nisse nicht besonders lang. Die einzigen die konti- 
nuierlich arbeiten können sind diejenigen, die es 
schaffen entsprechend professionalisierte Strukturen 
aufzubauen (u.a. Finanzierung) und die eine Aufga- 
be haben, die nicht so einfach von anderen erledigt 
wird. 

Ein anderer Aspekt kommt dazu: 1994 wurde auch 
nicht zufällig „The Voice" gegründet, eine Flücht- 
lingsorganisation, die eine „Selbstbestimmung der 
Kämpfe" einforderte. Offensichtlich war das nötig, 
da deutsch sozialisierte Aktivistinnen die antirassis- 
tischen Kämpfe zu stark dominierten. 

Früher hatte der Internationalismus noch einen 
größeren Stellenwert. Bezugspunkte über die deut- 
schen Grenzen hinweg, z.B. um die Zusammenarbeit 
der Herkunfts- und Transitländer mit den deutschen 
Abschiebebehörden zu skandalisieren, wurden stär- 
ker betrieben. Im Vergleich zur deutschen Bewegung 
treten die Anti-Abschiebehaft-Bewegungen in ande- 
ren EU-Ländern zudem auch (massenkompatibel-) 
radikaler auf (z.B. Knastdemontagen mit Parlaments- 
angehörigen in Bologna 2002). Auch die inneren 
Kämpfe scheinen militanter. So wurde 2002 in Yarls 
(GB) der größte Abschiebeknast Englands von den 
Häftlingen niedergebrannt. 

Aktuell hat sich Abschiebehaft aber überall in Eu- 
ropa durchgesetzt. Aktionen zum „defencing" gab es 
schon lange nicht mehr. Als in den 80er Jahren in 
Deutschland die Abschiebehaft noch neu war, gab es 
auch ähnliche Aktionen, wie „Entzäunt Worms", wo 
zusammen mit Pfarrern und Professoren ein Sam- 
mellage sabotiert wurde. 

Fazit der Diskussion: Militante Praxis gehört zu 
radikaler Gesellschaftskritik dazu. Allerdings nur im 
Einklang mit einer sozialen Basis, die das aushält, 
die Anschläge legitimiert, darauf Bezug nimmt und 
verteidigt. 
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Deutsche Willkommenskultur 



VON PAUL GERSTHEIM IN JUNGLE WORLD NR. 21/2014, 22.05.2014 



O^att der im Koalitionsvertrag vorge- 
vJ Lsehenen Bleiberechtsregelung hat 
Bundesinnenminister Thomas de Maiziere 
(CDU) ein Regelkonvolut zur Inhaftierung, 
Abschiebung und Entrechtung von Flüchtlin- 
gen vorgelegt. Die Union drängt damit auf 
eine drastische Verschärfung des Asylrechts. 
Widerstand seitens der SPD hat sie kaum zu 
befürchten. 

Bundesinnenminister Thomas de Maiziere 
(CDU) tut so, als wüsste er nicht, was die 
Aufregung soll. Ein »ausgewogenes Paket« 
habe sein Haus mit dem jüngsten asylpo- 
litischen Gesetzentwurf vorgelegt. Dessen 
Ziel sei bloß, was der Koalitionsvertrag ver- 
spricht: ein Bleiberecht und damit eine Auf- 
enthaltsperspektive für Tausende langjährig 
in Deutschland nur geduldete Menschen. 
Doch um die Zustimmung der Bevölkerung 
zur Aufnahme schutzbedürftiger Flüchtlin- 
ge zu erhalten, argumentiert der Minister 
im ARD-Morgenmagazin, müsse die Bundes- 
regierung dafür sorgen, dass schnell abge- 
schoben werden könne, »wer nur kommt, 
um Sozialleistungen zu bekommen, wer hier 
Straftaten begeht, wer Hassprediger ist und 
Extremist«. Verwunderlich, dass de Maiziere 
die Chance versäumte, Flüchtlinge mit Terro- 
risten in Verbindung zu bringen. So kommt 
sie daher, die gediegene Hetze der Union. 

CDU-Innenpolitiker Thomas Strobl behaup- 
tet gegenüber der Welt, die geplante Novel- 
lierung der »Aufenthaltsbeendigung« mache 
Platz für die Aufnahme weiterer Flüchtlinge 
aus Syrien. Im Klartext: Roma raus, Syrer 
rein. Ein Vorhaben, das die Bundesregierung 
schon mit einem anderen Gesetzesvorhaben 
vorantreibt: Serbien, Mazedonien und Bosni- 
en-Herzegowina will die Große Koalition zu 
»sicheren Herkunftsstaaten« erklären. 

Geht es nach dem Wunsch der Union, kom- 
men noch Albanien und Montenegro auf die 
Liste der Staaten, in die Asylsuchende künf- 
tig schneller abgeschoben werden können. 
Allesamt sind das Staaten, aus denen fast 
nur Roma und Angehörige anderer Minder- 
heiten fliehen. Dass zahlreiche Menschen- 
rechtsberichte von Nichtregierungsorgani- 
sationen darauf hinweisen, dass es nicht 
schlicht Armut ist, die die Betroffenen in die 
Flucht treibt, sondern umfassende rassisti- 
sche Diskriminierung, die im Asyl verfahren 
durchaus Berücksichtigung finden müsste, 
lässt sich dank antiziganistischer Stereotype 
problemlos ausblenden: Die Roma sind halt 
arm, weil sie arm sind. Und rumfahren tun 
die ja immer - natürlich dahin, wo das Leben 
am lustigsten ist. 



Beim neuen Gesetzentwurf »zur Neube- 
stimmung des Bleiberechts und der Aufent- 
haltsbeendigung« geht es allerdings nicht 
nur darum, Roma aus den regulären Asylver- 
fahren zu drängen. Analysen von Pro Asyl 
lassen vermuten, dass die geplante, rechtlich 
äußerst kompliziert gestaltete Neuregelung 
dazu führt, dass künftig ein Großteil der 
Flüchtlinge, die in Deutschland stranden, 
inhaftiert werden können. Wer eine Grenz- 
kontrolle umgangen, seine Identität falsch 
angegeben, Identitäts- und Reisedokumente 
vernichtet, eindeutig unstimmige oder fal- 
sche Angaben zum Reiseweg gemacht oder 
einen EU-Mitgliedstaat während seines dort 
laufenden Asylverfahrens verlassen hat, soll 
künftig inhaftiert werden - aufgrund angeb- 
lich drohender »erheblichen Fluchtgefahr«. 

Tatsächlich gibt es kaum Flüchtlinge in 
Deutschland, denen sich solche »Flucht- 
gefahr« nicht unterstellen ließe. Syrische 
Flüchtlinge, die etwa in Bulgarien landen 
und dort ins Asyl verfahren kommen, haben 
beste Gründe, trotz ihres laufenden Verfah- 
rens vor dem bulgarischen Flüchtlingselend 
etwa nach Deutschland weiterzufliehen. 
Schutzsuchende, etwa aus Eritrea, die über 
Lampedusa in die EU einreisen, aber statt 
obdachlos in Rom lieber in Sicherheit bei 
Verwandten in Frankfurt leben wollen, müs- 
sen den Behörden ihren Reiseweg verheimli- 
chen, wollen sie nicht nach Italien abgescho- 
ben werden. Gute Gründe, falsche Angaben 
zu machen oder ohne Papiere unterwegs zu 
sein, haben Flüchtlinge fast immer. Im Sys- 
tem der EU-Dublin-Verordnung, die vorsieht, 
dass derjenige EU-Staat für einen Flüchtling 
verantwortlich ist, der seine Einreise nicht 
verhindert hat, gilt das ganz besonders. 
Doch die geplante Bleiberechtsregelung 
droht nicht nur nebenbei, die Abschiebungs- 
knäste zu füllen. Sie ist eigentlich gar kei- 
ne Bleiberechtsregelung mehr. Durch eine 
Vielzahl von Ausschlussgründen wird einem 
großen Teil derjenigen, die als Geduldete in 
Deutschland leben, das Recht auf eine siche- 
re Lebensperspektive systematisch verwehrt. 
Künftig sollen etwa Asylsuchende vom Blei- 
berecht ausgeschlossen werden, wenn ein 
»öffentliches Ausweisungsinteresse« ge- 
geben ist. Etwa wegen einer Verurteilung 
aufgrund einer vorsätzlichen Straftat. Dazu 
reicht eine Geldstrafe wegen Schwarzfahrens. 

Noch gravierender ist, dass künftig ge- 
genüber Personen, die einmal ihrer Ausrei- 
sepflicht nicht fristgerecht nachgekommen 
sind, ein »Einreise- und Aufenthaltsverbot« 
ausgesprochen werden soll, was sie vom Blei- 
berecht kategorisch ausschließt: den abge- 



lehnten Asylsuchenden aus dem Irak etwa, 
der sich weigert, in den Irak auszureisen, der 
aber auch nicht abgeschoben werden kann. 
Die Kosovarin, die schon längst als ausrei- 
sepfüchtig gilt, aufgrund ihrer schweren 
Krankheit aber nicht »abschiebefähig« ist. 
Die tschetschenische Familie, die aufgrund 
ihres schwerbehinderten Kindes hier gedul- 
det wird. Für sie alle käme das Bleiberecht aus 
dem Hause de Maiziere kaum in Frage. Dazu 
formuliert der Gesetzentwurf eine weitere, 
rechtlich wie rhetorisch höchst interessante 
Konstruktion: Wird ein Asylantrag als »unzu- 
lässig, unbeachtlich oder offensichtlich un- 
begründet« abgelehnt, soll künftig rechtlich 
automatisch unterstellt werden, der Zweck 
der Flucht sei kein anderer gewesen, als hier 
Sozialleistungen abzugreifen. Flieht jemand 
etwa vor politischer Verfolgung aus dem Iran 
oder dem Krieg in Syrien über einen anderen 
EU-Staat nach Deutschland, dann wird künf- 
tig dessen Asylantrag nicht nur als »unzu- 
lässig« abgelehnt, weil Deutschland sich für 
seinen Fall nicht zuständig sieht - nein: Dem 
Antragsteller wird qua Gesetz unterstellt, 
seine Flucht ziele einzig und allein darauf, 
hier Leistungen nach dem »Asylbewerber- 
leistungsgesetz« zu schnorren. Die Strafe: 
Arbeitsverbot und durch Sanktionen gemin- 
derte Sozialleistungen nach dem »Asylbe- 
werberleistungsgesetz«, also ein Leben weit 
unter dem Existenzminimum. Das ist der 
Kampf gegen die »Zuwanderung in deutsche 
Sozialsysteme bis zur letzten Patrone«, wie 
ihn Horst Seehofer (CSU) geifernd versprach 
- von Minister de Maizere besonnen verpackt 
in einem »ausgewogenen Paket«. Die SPD hat 
Widerstand gegen den Gesetzentwurf ange- 
kündigt. Freilich, schon diese Formulierung 
entbehrt nicht ganz der Komik. In der Asyl- 
politik treibt die Union die SPD seit März vor 
sich her, indem das Bundesinnenministeri- 
um in die im Koalitionsvertrag verabredete 
Liste der drei neuen, angeblich »sicheren 
Herkunftsländer« Serbien, Mazedonien und 
Bosnien-Hwerzegowina noch flux Albanien 
und Montenegro mit hineinmogelte. Der nun 
vorgelegte Entwurf zum »Bleiberecht« wie- 
derholt das Spiel: Wieder wird die SPD vor 
fast vollendete Tatsachen gestellt. Die Union 
hat damit üppig Verhandlungsmasse. Dass 
die Taktik aufgehen könnte, liegt aber nicht 
nur am Geschick der Union. Große Teile der 
Sozialdemokratie - etwa sozialdemokratische 
Landesinnenministerien - dürften ohnehin 
die asylpolitische Intention ihres Koalitions- 
partners teilen: dem Anstieg der Flüchtlings- 
zahlen mit erbarmungsloser Abschreckungs- 
politik zu begegnen. 
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Das neue >Aufenthaltsrecht für Ausländen oder: Wenn sich die Be- 
dingungen der Flucht in Haft- und Abschiebegründe verwandeln 



VON WOLF WETZEL, DEZEMBER 2014 

A m 3 - 12 - 2014 hat die schwarz-rote 
Iii L LBundesregierung mit ihrer satten 
Mehrheit eine >Reform des Aufenthalts- 
rechts< beschlossen. Laut Bundesinnenmi- 
nister Thomas de Maiziere (CDU) hat diese 
Gesetzesverschärfung eine >eine einladende 
und eine abweisende Botschaft^ 

Beginnen wir mit der guten Nachricht: 
Wer seit Jahren als Ausländer hier schuftet, 
deutsch spricht und nicht kriminell ist, soll 
bleiben dürfen: „Wirtschaftsflüchtlinge a la 
carte". 

Kommen wir zum Eigentlichen, zur abwei- 
senden Botschaft^ Wer >uns< als Ausländer 
nicht passt, soll noch schneller abgeschoben 
werden. Dabei führt diese schwarz-rote Bun- 
desregierung Haftgründe an, auf die selbst 
Neonazis nicht gekommen wären: 

»Pro Asyl kritisierte die geplanten Ände- 
rungen scharf. >Es soll rigoroser abgeschoben 
werden<, sagte Geschäftsführer Günter Burk- 
hardt. Er verwies vor allem auf die im Gesetz- 
entwurf definierten Gründe für die Annahme 
einer Fluchtgefahr, die eine Abschiebehaft 
beziehungsweise den neuen Gewahrsam 



rechtfertigen. Danach wird von Fluchtgefahr 
etwa ausgegangen, wenn ein Asylbewerber 
>erhebliche Geldbeträge< für Schleuser auf- 
gewandt hat. Gesprochen wird von Summen 
zwischen 3.000 und 20.000 Euro. Das sei ha- 
nebüchen, sagte Burkhardt. >So gut wie jeder 
Flüchtling musste für seine Flucht viel Geld 
ausgeben, weil es keine legalen Wege nach 
Europa gibt<, sagte er. Deutschland mache 
mit dem Gesetz weiter die Grenzen dicht.« 
(FR vom 3.12.2014) 

Diese >Reform des Aufenthaltrechts< ist ein 
unüberhörbares Signal an AfD, an die NPD, 
an die HoGeSa-Demonstrantlnnen (Hooli- 
gans gegen Salafisten) in Köln und Hanno- 
ver, an die Patriotischen Europäer gegen die 
Islamisierung des Abendlandes< in Dresden. 
An alle, die sich noch nicht auf die Straße 
trauen. 

An alle, die verdammt gerne Ausländer 
raus rufen würden und es sich noch nicht 
trauen, die heute ersatzweise >Salafisten 
raus< brüllen müssen, solange sie noch den 
Schutz der Mitte benötigen, die ihnen alles 
an die Hand legt, wenn es um die Bekämp- 
fung des >gewaltbereiten Islamismus< geht, 
solange man Rassismus noch nicht ganz of- 
fen zeigen kann und will. 



Die >Reform des Aufenthaltsrechts< ist die 
konsequente Umsetzung der neonazistischen 
Parole: Criminelle Ausländer raus<, die seit 
Jahren von der NPD propagiert wird. 

Schwarz-Rote-Flüchtlingspolitik 

Diese >Reform des Aufenthaltsrechts< hat 
in der Tat eine »einladende Botschaft«: Ihr 
seid nicht rechtsextrem. Eurer Anliegen ist 
vielmehr bestens bei uns, in der Mitte auf- 
gehoben. 

Dass es auch >gute Ausländen weiß mitt- 
lerweile sogar jeder Rassist. Schließlich brau- 
chen alle >gute Ausländen, die Industrie, die 
Neonazis, die multikulturelle Gesellschaft, 
ob als Putzfrau oder Krankenschwester, ob 
als Bauarbeiter oder IT-Spezialist - solange 
>wir< bestimmen, wer gut (für uns) ist. 

Was sich hier als Reform tarnt, ist eine un- 
erträgliche Art, die Bedingungen der Flucht 
in Haft- und Abschiebegründungen zu ver- 
wandeln. 

Nicht immer ist es ein Neonazi, ein Ba- 
seballschläger, der Flüchtlinge tötet, Men- 
schen, die hier Schutz suchen. 




Das deutsche Asylgesetz 

Eine Geschichte der Ablehnung und Ausgrenzung 

MÄRZ 2015, ANTIRASSISTISCHES NETZWERK SACHSEN-ANHALT 



me Einschränkung des Grundrechts auf 
Asyl und die damit einhergehende Ent- 
rechtung von Geflüchteten hat in Deutsch- 
land bereits seit den 1970er Jahren eine 
lange Tradition. Im Folgenden soll ein kurzer 
Überblick über die Entwicklungen und Ver- 
änderungen des Asylrechts in Deutschland 
gegeben werden. 

Rund eine halbe Million Flüchtlinge aus 
Deutschland suchten in den 1930er und 40er 
Jahren in mehr als 80 Staaten Schutz vor der 
faschistischen Diktatur Nazideutschlands. 
Dazu kamen nach Ende des Zweiten Weltkrie- 
ges rund 14 Millionen Flüchtlinge aus den ehe- 
maligen „Ostgebieten" und mehrere Millionen 
„Displaced Persons", die in Deutschland Schutz 
suchten. Vor dem Hintergrund der Erfahrungen 
im Nationalsozialismus und dem Zweiten Welt- 
krieg räumte 1948/49 der parlamentarische 
Rat jedem Menschen, der vor politischer Ver- 
folgung nach Deutschland floh, ein Recht auf 
Asyl ein. Das Recht auf politisches Asyl wurde 
im Artikel 16 des Grundgesetzes festgeschrie- 
ben. 

In den 1970er Jahren beantragte erstmals 
eine größere Zahl an Geflüchteten, vor allem 
aus Asien und Afrika, Asyl in Deutschland. 
Es kam das erste Mal seit der Einführung des 
Grundrechtes auf Asyl zu Engpässen bei der 
Aufnahmekapazität in den Aufnahmestellen 
für Geflüchtete. 

Im Zuge dessen kamen die ersten Bestrebun- 
gen auf, dass Asylrecht zu beschränken. Da das 
Grundrecht nur mit einer zweidrittel Mehrheit 
geändert werden kann, beschränkten sich die 
Restriktionen vorerst auf das Asylverfahren an 
sich. So wurde versucht, dass Asylverfahren zu 
beschleunigen, den Grenzübertritt in die BRD 
zu erschweren, die Kriterien für das Recht auf 
Asyl zu verschärfen, abgelehnte Geflüchtete 
schneller abzuschieben und die Lebensumstän- 
de dieser zu verschlechtern. Ziel der Maßnah- 
men war es, eine abschreckende Wirkung auf 
potenzielle Menschen, welche gezwungen sind 
ihre Herkunftsländer zu verlassen, zu erwir- 
ken. Ende der 1970er Jahre wurden die neuen 
restriktiven Verwaltungsvorschriften vom Bun- 
desinnenministerium erlassen. Zwischen 1978 
und 1980 wuchs dabei die Zahl der Asylanträge 
von 33 136 auf 107 818 an. 

Als Nächstes wurde 1980 die Rechtswege- 
garantie mit dem sogenannten „Beschleuni- 
gungsgesetz" aufgehoben. Dies hatte zur Folge, 
dass die Entscheidungsgewalt über Asylanträge 
den einzelnen Beamten des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) übertragen 
und die Widerspruchsmöglichkeiten beseitigt 
wurden. 



1982 wurde dann das Asylverfahrens ge- 
setz eingeführt, welches Gerichtsverfahren 
beschleunigte und die Regelunterbringung in 
sogennanten „Gemeinschaftsunterkünften", 
sowie die „Residenzpflicht" einführte. 

Ebenso wurde die medizinische Versorgung 
stark eingeschränkt. Geflüchtete hatten nun- 
mehr keinen Rechtsanspruch auf ärztliche 
Behandlung oder Operationen. Ab 1986 galt 
für Geflüchtete dann ein fünfjähriges Ar- 
beitsverbot. Zudem wurden die Regelungen 
für die Unterbringung in sogenannten „Ge- 
meinschaftsunterkünften" verschärft und die 
Anerkennung von Asylanträgen, die sich auf 
Notsituationen oder kriegerische Auseinander- 
setzungen beriefen, ausdrücklich ausgeschlos- 
sen. Zudem wurden sogenannte „Visasperren" 
eingerichtet, um zu verhindern, das Geflüch- 
tete mit dem Flugzeug nach Deutschland ein- 
reisen konnten. 1987 wurde dann das Asylver- 
fahrensgesetz völlig neu gefasst. Nun wurde z. 
B. die Androhung von Folter in dem jeweiligen 
Herkunftsländern der Menschen nicht mehr als 
Grund für die Anerkennung eines Asylantrags 
gewertet. Somit sank die Anerkennungsquote 
stark ab. 

1990 erzwang das Bundesverwaltungsgericht 
allerdings, dass Folter wieder als Asylgrund 
zählt. 

Der Höhepunkt der Beschneidung der Rech- 
te von Geflüchteten bildete die Änderung des 
Grundgesetzes im Mai 1993. Zeitgleich mit den 
Pogromen in Rostock-Lichtenhagen und ander- 
norts verabschiedeten CDU, CSU, FDP und SPD 
mit 521 gegen 132 Stimmen den sogenann- 
ten „Asylkompromiss". Dem allgegenwärtigen 
Alltagsrassismus, der sich in den Jahren nach 
dem Ende der DDR mit dem deutsch-nationalen 
Wiedervereinigungstaumel ausgebreitet hatte, 
wurde damit eine gesetzliche Legitimation zu- 
gesprochen. 

Die Konsequenzen des sogenannten „Asyl- 
kompromiss" waren für die Betroffenen weit- 
reichend. So wurde ab 1993 ein Großteil der 
Geflüchteten vom Asylverfahren ausgeschlos- 
sen. Es gab zwar nach wie vor den Grundsatz, 
dass „politisch Verfolgte Asylrecht genießen", 
anderseits wurden massive Einschränkungen 
eingeführt. Auch fanden 1993 Einschnitte im 
Asylbewerberleistungsgesetz statt. Es wurde 
eingeführt, dass Geflüchteten nur noch 80% 
von den Sozialleistungen zustehen, welche 
deutsche Leistungsempfänger beziehen. Sie 
erhielten außerdem erst dann einen Arbeits- 
platz, wenn dieser nicht von einem deutschen 
oder einem Unionsbürger besetzt werden kann. 
Zeitgleich setzte eine Angleichung der Flücht- 
lingspolitik in den einzelnen EU-Staaten ein. 
Mit dem Abkommen von Schengen und weite- 



ren Verträgen auf EU-Ebene wurde die Grund- 
lage für das gesamteuropäische Grenz- und 
Migrationsregime geschaffen, das sich insbe- 
sondere durch eine massive Abschottung nach 
Außen, einer Ausweitung von Kontrolle und 
Überwachung und der stetigen Vorverlagerung 
der Außengrenzen profiliert. Eine der EU-Re- 
gelungen ist die sogenannte „Drittstaatenrege- 
lung", die 1997 mit dem Abkommen von Dublin 
(Dublin I) in Kraft getreten ist. Diese besagt, 
dass Geflüchtete, die aus „sicheren" Drittstaa- 
ten kommen, sich nicht auf das Grundrecht auf 
Asyl berufen können. Gleichzeitig wurden alle 
umliegenden Länder rund um Deutschland als 
„sichere" Drittstaaten benannt. Somit können 
Menschen, welche Deutschland auf dem Land- 
weg erreichen in die umliegenden Staaten zu- 
rückgeschoben werden, wo sie ihren Asylantrag 
stellen müssen. Wer auf dem Luftweg Deutsch- 
land erreicht, kann seitdem auf den Flughä- 
fen festgehalten, und dort für sogenannte 
„verkürzte Verfahren" untergebracht werden. 
Die Einführung des sogenannten „Dublin II" 
Gesetzes 2003 legte fest, dass grundsätzlich 
das Land für den Asylantrag zuständig ist, 
welches Geflüchtete in der EU zuerst betreten 
("Verursacherprinzip"). Aktuell wird die Dublin 
III-Reglung angewandt. 

Im Juni 2013 hat das Europäische Parlament 
neue Vorschriften für ein gemeinsames europä- 
isches Asylsystem herausgegeben. 

Seit 2013 kommt es in Deutschland wie- 
der zu massiven rassistischen Protesten und 
Übergriffen auf Unterkünfte, in den Geflüch- 
tete leben. Im Frühjahr 2015 steht nun die 
Einführung neuer Verschärfungen des Rechts 
auf Asyl und Einschränkungen für schutzsu- 
chende Menschen bevor. Das aktuelle Szenario 
lässt durchaus Paraellen zur Situation 1993 er- 
kennen. Einmal mehr stellt sich die Frage, in 
welcher Wechselwirkung alltäglicher und par- 
lamentarisch legitimierter Rassismus sich ge- 
genseitig beeinflussen und miteinander wirk- 
mächtig werden. 

Die schon weitgehende Entrechtung der 
Geflüchteten soll mit den anstehenden Ein- 
schränkungen weiter vorangetrieben werden. 
Ausgrenzung, Abschottung und Abschiebung 
haben in Deutschland eine lange Tradition, 
welche sich fortsetzen wird bis das Recht auf 
Asyl so eingeschränkt ist, dass es faktisch 
nicht mehr existiert. Es braucht Widerstand 
und Protest um diese Tradition zu brechen und 
grenzenlose Solidarität aufzubauen. 

Es gilt damals wie heute: Alle Menschen soll- 
ten das Recht haben zu leben, wo auch immer 
sie wollen. 

Die Forderung muss deshalb lauten: Für ein 
universelles Bleiberecht, gegen Asylgesetze, 
welche auf Abschottung und Ausgrenzung auf- 
bauen und in denen Stück für Stück die Rechte 
der Menschen beschnitten werden. 

Beteiligt euch aktiv an der Kampagne gegen 
die Einführung des neuen Asylgesetzes! 
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